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1  ALLGEMEINES

Die vorliegende Planungsrichtlinie stellt grundsätzlich eine verbindliche Handlungsanleitung für  
die Verwaltung der Stadt Graz im Zusammenhang mit der realisierung von Maßnahmen im
Verkehrsbereich dar. Auf basis der geltenden Normen sowie bestehender übergeordneter,
strategischer Konzepte soll damit durch das Setzen allgemeiner Standards eine Erleichterung 
in Planungs- und umsetzungsabläufen erreicht werden.

Die richtlinie soll dazu beitragen, planerische und ablauftechnische „Graubereiche“ zu minimieren
und damit die Schnittstellen zwischen jenen Abteilungen zu optimieren, die von der Planung bis
zur realisierung mit immer wieder kehrenden, gleichen fragestellungen konfrontiert sind.

Auf Grund der historisch gewachsenen Struktur der Stadt Graz wird eine vollständig lückenlose
Einhaltung der Standards nicht möglich sein. wenn die Einhaltung von einzelnen Standards – etwa
auf Grund von Platzmangel im dicht verbauten Gebiet mit hohen Nutzungskonflikten oder mangels
Grundstücksverfügbarkeit im öffentlichen raum – nicht möglich ist, ist ein Abgehen von den
Standards zu begründen. Grundsätzliches Ziel ist jedenfalls ein ökonomischer umgang mit den
nicht bzw. äußerst eingeschränkt vermehrbaren flächen für den Verkehrsbereich.

Basis für diese handlungsanleitung sind insbesondere:
  Verkehrspolitische Leitlinie 2010 (beschluss des Gemeinderates vom 23.9.2010)
  regionales Verkehrskonzept Graz-Graz umgebung (beschluss: Juni 2010)
  Normen und richtlinien bzw. regelpläne in der jeweils gültigen fassung

Die Verkehrsplanungsrichtlinie wurde gemeinsam mit VertreterInnen der städtischen
Magistratsabteilungen, der Holding Graz und der Steiermärkischen Landesregierung in sieben
Arbeitsgruppensitzungen abgestimmt. Sie wurde am 19. Jänner 2012 vom Gemeinderat der Stadt
Graz beschlossen.
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2  fuSSGäNGErVErKEHr

Der fußgängerverkehr hat in den vergangenen Jahren in Graz stark abgenommen und folgt damit
einem internationalen negativen trend. Gründe dafür sind die dezentrale Siedlungsentwicklung
und die steigende Motorisierung. Zusätzlich wird von vielen Grazerinnen und Grazern das zu fuß
gehen als zu unsicher empfunden: für 85% der GrazerInnen ist die Sicherheit beim zu fuß gehen
wichtig bzw. sehr wichtig, mit der bestehenden Situation sind aber nur 50% zufrieden (Quelle:  
LQI-befragung 2009), es besteht also Handlungsbedarf. Die Ausweitung bzw. Aufrechterhaltung  
des fußwegenetzes ist daher ein wesentliches Anliegen der Abteilung für Verkehrsplanung zur
Steigerung der Attraktivität und Sicherheit des zu fußgehens.

2.1 Gehsteigerrichtung bei neubau von Straßen
Generell ist bei einem Neubau von Straßen die Errichtung von Anlagen für den fußgängerverkehr
(Gehsteig, Gehweg) vorzusehen. unter folgenden Voraussetzungen (gemäß rVS 03.02.12-
fußgängerverkehr) kann auf eine Errichtung verzichtet werden:
  bei einer zulässigen Geschwindigkeit des Kfz-Verkehrs von max. 30 km/h,
  bei Verkehrsstärken von maximal 200 Kfz/h,
  kein wesentlicher überörtlicher Durchgangsverkehr,
  kein übermäßiger Parkdruck.

fehlen diese Voraussetzungen, sind Gehsteige erforderlich. Ebenso, wenn keine ausreichenden
Sichtbeziehungen zwischen fußgängerInnen und Kfz-LenkerInnen vorhanden sind (z. b. in einer
unübersichtlichen Kurve).

Die Festlegung der Breiten der Gehsteige / Gehwege hat nach der rVS 03.02.12 zu erfolgen
(siehe Punkt 2.3).

wenn kein Gehsteig vorgesehen ist, also bei Mischverkehrsflächen für fußgänger- und fahrzeugverkehr, 
ist die fahrflächenbreite für den Verkehrsraum des fließenden fahrzeugverkehrs gemäß Kapitel 5.2 
zu bemessen. Die festgelegte breite muss eine sichere begegnung zwischen fußgängerInnen und Kfz 
ermöglichen.

2.2 Gehsteigerrichtung ohne neubau von Straßen
wenn aus Sicherheitsgründen ein Gehsteig erwünscht bzw. erforderlich ist, kann von den breitenvor-
gaben gemäß Kapitel 2.3 für Gehsteig und fahrbahn in begründeten fällen abgewichen werden.
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2.3 Regelbreiten Gehsteige/Gehwege
Die regelbreite für Gehsteige beträgt 2,0 m. Mit dieser breite ist ein gefahrenloses und bequemes 
begegnen der fußgängerInnen möglich. Die Mindestbreite hat (laut ÖNOrM b1600) 1,50 m zu 
betragen. für unvermeidliche Engstellen muss eine minimale Durchgangsbreite von 0,90 m (minimaler 
breitenbedarf eines rollstuhlfahrers/einer rollstuhlfahrerin) erhalten bleiben (ÖNOrM b1600).  
Die Länge von Einschränkungen unter einer breite von b=1,20 m darf maximal 1,0 m betragen. Einbau-
ten (Verkehrssignalanlagen, beleuchtungs- und Oberleitungsmasten, Schaltkästen, Mistkübel etc.) sollen 
möglichst am rand des Gehsteiges angeordnet werden, um die Mindestdurchgangsbreite sicherzustel-
len. Zusätzlich zur regelbreite sind je nach angrenzender Nutzung breitenzuschläge aus der nachfolgen-
den tabelle 1 heranzuziehen.

TABELLE 1  Notwendige breitenzuschläge des fußgängerverkehrs unter berücksichtigung verschiedener 
angrenzender Nutzungen zur Ermittlung der Gehweg- und Gehsteigbreite im Ortsgebiet

ABBILdunG 1   
Gehsteigverziehung  
(Darstellung: rVS 03.02.12)

Verziehungen
bei baulichen Hindernissen, die zu einer Verschwenkung des Gehsteiges bzw. des Verkehrsraumes 
führen (z.b. Hausvorsprünge), ist dafür zu sorgen, dass dieser bereich für Personen mit Kinderwagen, 
rollstuhlfahrerInnen und auch bei Gegenverkehr ohne behinderung benutzt werden kann. Die Gehsteig-
kante muss bereits ausreichend weit vor dem Hindernis vorgezogen werden (siehe Abbildung1)

*gilt auch für radfahranlagen; in wohnstraßen können Schutzstreifen zur fahrbahn entfallen

angrenzende nutzung Breitenzuschlag [m]

Schutzstreifen zur fahrbahn (fließverkehr) bei Vzul ≤ 30 km/h* 0,25

Schutzstreifen zur fahrbahn (fließverkehr) bei Vzul > 30 km/h 0,50

Schutzstreifen zur fahrbahn (fließverkehr) bei Vzul > 50 km/h 1,00

 fahrzeugüberhang von Senkrecht- oder Schrägparkstreifen 0,50

Verweilstreifen vor Schaufenstern, Verkaufsständen, Vitrinen 1,00

fläche für ruhebänke 1,00

Stellfläche für längs abgestellte fahrräder 0,80

Stellfläche für quer abgestellte fahrräder  2,00
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Verkehrszeichen
bei der Aufstellung von Verkehrszeichen auf oder über Gehsteigen ist der Verkehrsraum der fußgänger-
Innen zu beachten. Der Verkehrsraum für den Längsverkehr am Gehsteig ist von Verkehrszeichenstehern 
gänzlich freizuhalten, indem diese im bereich von Schutzstreifen und Gehsteigvorziehungen aufgestellt 
werden. Ist dies nicht möglich, so ist eine direkte wandmontage mit Auslegern bzw. die Positionierung 
der Steher direkt an der Hauswand anzustreben bzw. zu prüfen.  

Querneigung 
Die Querneigung soll im regelfall 2% betragen. 

2.4 Gehsteigaufbauten 
Die Gehsteigaufbauten sind  gemäß dem Anlagenverzeichnis zur Aufgrabungsrichtlinie der Stadt Graz 
und Holding Graz Services (2007), regelquerschnitte typ 5 bis typ 7 i.d.g.f. (siehe Anhang 1) 
entsprechend ihrem Anwendungsbereich zu errichten.

2.5  Gestaltung von Verkehrsflächen für FußgängerInnen 
ohne bauliche Trennung vom kfz-Verkehr 

bei Mischverkehr bewegen sich alle VerkehrsteilnehmerInnen auf einer gemeinsam genutzten fläche. 
Dieses Mischprinzip kann aber nur unter der in Punkt 2.1 genannten Voraussetzungen (gemäß rVS
03.02.12) angewandt werden. Ist die Errichtung eines baulichen Gehsteiges aus verschiedenen 
Gründen nicht möglich (z. b. Entwässerung), aber eine vom Kfz-Verkehr getrennte Verkehrsfläche für 
fußgängerInnen aus Sicherheitsgründen erforderlich, ist eine Lösung mit einem durch Poller abgetrennten 
Gehsteig möglich: Dieser ist optisch durch kontrastreiche Poller oder ähnlich geeigneten Mitteln und eine 
randlinie von der fahrbahn zu trennen. Eine taktile führung ist mit anzustreben. Das alleinige Abmar-
kieren als Gehweg mittels einer randlinie ist keine sichere Lösung und wird daher nicht befürwortet. Die 
Pollerabstände sollen 2,0 m bis 2,5 m betragen, sodass ein Parken zwischen den Pollern für Kfz nicht 
möglich ist. Die breite des Gehstreifens wird mit mindestens 1,20 m zuzüglich 0,60 m für Leitpflöcke 
vorgegeben. 

2.6 Querungshilfen  
2.6.1 Schutzwege 

Das Erfordernis nach einem Schutzweg (Anlage oder Auflassung) wird von der behörde und der 
Abteilung für Verkehrsplanung im Anlassfall auf basis der rVS 03.02.12 geprüft. Seitens der Stadt Graz 
gibt es folgende Vorgaben für Schutzwege in Graz: 

nicht signalgeregelte Schutzwege dürfen nur angelegt werden, wenn die fußgängerInnen nicht 
mehr als einen fahrstreifen pro richtung überqueren müssen. um die erforderlichen Sichtweiten zu 
gewährleisten ist das Sichtfeld von Sichtbehinderungen (abgestellte fahrzeuge aller Art, Einbauten) 
freizuhalten.
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bei markierten Schutzwegen ist das „Grazer t“ entsprechend der ÖNOrM V 2102-1 bzw. der 
„richtlinien für die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen raumes – taktile bodeninformationen“ der 
Stadtbaudirektion des Magistrats Graz  anzuwenden (siehe Anhang 2,typenblätter „A“ bis „H“). 
Das „Grazer t“ wurde in Absprache mit den betroffenen VertreterInnen behinderter Menschen 
entwickelt und brachte eine wesentliche Verbesserung für mobilitätseingeschränkte Menschen. Es stellt 
eine Kombination aus tastbaren bodeninformationen und einer rollstuhlrampe ohne Höhendifferenz zur 
Straße bei fußgängerübergängen dar. bei markierten Schutzwegen ist immer in Anschluss zur Straßen-
kreuzung mindestens 1,00 m und maximal 1,20 m breite Absenkung auf max. 1 cm zu errichten, damit 
Kinderwagen- oder rollstuhlfahrerInnen und gehbehinderte Menschen ohne störende Kante die Straße 
überqueren können. Nach dieser Nullabsenkung folgt eine Anrampung auf eine randsteinhöhe von 
maximal 3 bis 4 cm. Im Anschluss daran beginnt der balken des „Grazer t´s“. Das Gefälle bei Verzie-
hungen bei Absenkern (Grazer t und Einfahrten) darf 6% nicht überschreiten. Diese tastbare boden-
information dient sehgeschädigten Menschen zum sicheren Überqueren von Straßen und radwegen.

Genauere Informationen über die Ausführung der taktilen bodeninformationen bei Schutzwegen und 
Einfahrten sind in der „richtlinie für die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen raumes – taktile boden-
informationen“ der Stadtbaudirektion zu finden (www.barrierefrei.graz.at). 

2.6.2 Bauliche Maßnahmen als Querungshilfen

Sind die Erfordernisse für einen Schutzweg gemäß rVS nicht gegeben, der bedarf nach Erhöhung der 
Verkehrssicherheit für fußgängerInnen vorhanden, kann durch entsprechende bauliche Querungshilfen 
(Gehsteigvorziehungen, Mittelinseln, fahrbahnanhebungen, bordsteinabsenkungen) der trennwirkung 
durch den Kfz- Verkehr entgegengewirkt werden.

Generell gilt für Querungshilfen, dass sie taktil erfassbar (bordsteinabsenkung auf 3 cm) und entspre-
chend den bedürfnissen mobilitätseingeschränkter Personen zu gestalten sind. Die erforderlichen
Sichtbeziehungen zwischen Kraftfahrzeugen und fußgängerInnen müssen bei allen Maßnahmen
gegeben sein. 

ABBILdunG 2  „Grazer t“ – schematische Darstellung
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3  rADVErKEHr

3.1 hauptradrouten
Im Zuge des radschwerpunktes 2007 des Landes Steiermark wurden gemeinsam mit der Stadt Graz 
bestimmte radrouten in Graz als Hauptradrouten definiert. Diese 13 Hauptradrouten sind alltagstaug-
liche und familienfreundliche radrouten, sternförmig angeordnet und stellen möglichst direkte Verbindun-
gen des Stadtzentrums mit dem umland dar. Die Hauptradrouten sind besonders gekennzeichnet: Die 
beschilderung ist durch größere Schilder auffälliger als die bisher eingesetzten, jede route ist durch eine 
eigene farbe gekennzeichnet. Die beschilderung entlang der routen gibt sowohl über das Ziel als auch 
die route selbst Auskunft.

diese 13 hauptradrouten des Grazer Radwegenetzes sind prioritär zu erhalten (baustellen, 
winterdienst, Erhaltung und Grünschnitt). bei baustellen soll die Leistungsfähigkeit des umgeleiteten 
radverkehrs aufrecht erhalten werden (gegebenenfalls durch zwischenzeitliche reorganisation des 
vorhandenen Straßenraumes). Geeignete umleitungsmaßnahmen für den fußgänger- und radverkehr 
sind vom / von der jeweiligen bauwerberIn als fixer Projektbestandteil zeitgerecht vor Einreichung zur 
Aufgrabungsbewilligung vorzulegen und von den zuständigen städtischen ämtern und Abteilungen 
(i. A. Straßenamt, Abteilung für Verkehrsplanung) nach fristgerechter Überprüfung mit der Aufgrabungs-
bewilligung den ausführenden firmen verbindlich vorzugeben. Im falle von radwegumleitungen sind 
diese durchgängig zu beschildern Eine generelle Kontrolle der Ebenflächigkeit der fahrbahn, insbeson-
dere bei der wiederherstellung nach baustellen, ist erforderlich. Die 13 Grazer Hauptradrouten sind auf 
dem Onlineportal der Stadt Graz (www.graz.at/rad) zu finden.

ABBILdunG 3   
Hauptradrouten  
(www.graz.at/rad)
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ABBILdunG 4   
beschilderung Hauptroute Hr1
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3.2 Laufende Erhaltung des Straßenraumes

3.3 Leitungstrassen im Straßenraum
Im falle von Neuplanungen und Sanierungen unterirdischer Einbauten im Straßenraum soll bereits bei 
der Planung die freihaltung eines Seitenraumes einer Straße, welcher von einspurigen fahrzeugen 
befahren wird, von Schächten, Schiebern, etc. berücksichtigt werden. Einbauten mit Schachtbauwerken 
sind fahrstreifenmittig zu legen. Diese Maßnahme soll eine Erhöhung der Verkehrssicherheit bewirken, da 
abrupte fahrmanöver im fließverkehr aufgrund von fahrbahn-unebenheiten vermieden werden und das 
damit verbundene Sturz- und unfallrisiko sinkt.

3.4   Besondere Berücksichtigung des Radverkehrs 
im zuge von Baustellenkoordinierungen

radverkehr findet flächendeckend statt, daher sind bei bauvorhaben aller Art Verbesserungsmöglichkeiten 
für den radverkehr zu berücksichtigen und nachteilige Auswirkungen auf den radverkehr zu vermeiden. 
bereits bei der Planung unterirdischer Einbauten bzw. der Neustrukturierung von Straßenräumen soll der 
vom radverkehr i. a. verwendete teil der fahrbahn von Einbauten aller Art frei gehalten werden. Dies 
ermöglicht eine Erhöhung der Verkehrssicherheit, da abrupte fahrmanöver im fließverkehr aufgrund von 
fahrbahn-unebenheiten vermieden werden und die damit verbundenen Sturz- und unfallrisiken sinken.

folgendes ist bei baustellen in bezug auf den radverkehr zu beachten:
  bei durch baustellen beeinträchtigten radverkehrsanlagen ist auch während der bauzeit die 
  Abwicklung des radverkehrs sicherzustellen. Es ist für umleitungsmöglichkeiten für den 
  radverkehr zu sorgen. Die umleitungsstrecke ist mit Hinweiszeichen zu kennzeichnen.
  bei wiederherstellung der Oberfläche ist auf Ebenflächigkeit bei Quergrabungen und die 
  Absenkung von max 1cm bei radfahrerüberfahrten zu achten. 

3.5 Organisation und dimensionierung von Radverkehrsanlagen
3.5.1 Organisationsprinzip des Radverkehrs

welche radverkehrsanlage in bezug auf die Linienführung errichtet werden soll, ist in erster Linie von den 
Kfz-Geschwindigkeiten, den Kfz-Verkehrsstärken und der verfügbaren breite abhängig. 

FOTO 1    
Exzentrisch montierte Verkehrszeichen neben einem Geh-radweg

folgendes ist bei der laufenden Erhaltung zu beachten:
   unbedingte beobachtung/Kontrolle des seitlichen, von  

radfahrerInnen befahrenen allgemeinen, bis etwa 1,8 m 
vom bordstein entfernten Straßenraumes auf Verwerfun-
gen, Kanaldeckel (Einlauf quer zur fahrtrichtung oder 
seitliche Nischen), Schieber, Aufwölbungen und dgl.

   Lichtraum für Geh- und radweg freihalten: Einbauten und 
Schilder, die den Kfz-Verkehr betreffen, sollten nach Mög-
lichkeit nicht den bewegungsraum von fußgängerInnen 
und radfahrerInnen einschränken (siehe beispiel foto 1).

foto: Stadt Graz/Verkehrsplanung
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Grundsätzlich sollten, sofern baulich möglich, die Geh – und radwegbereiche getrennt angelegt 
werden. Gemischte Geh- und radwege sind nur mehr in Ausnahmefällen oder in bereichen mit 
Engstellen einzurichten.

In Anlieger- und Sammelstraßen mit tempo 30 wird der radverkehr mit dem Kfz-Verkehr im Mischprinzip 
bevorzugt. Im übergeordneten Straßennetz, bei erlaubten Höchstgeschwindigkeiten von über 50 km/h, 
ist der radverkehr vom Kfz-Verkehr zu trennen. für Geschwindigkeiten zwischen 30 km/h und 50 km/h 
sind in der folgenden Abbildung 5 aus der rVS 03.02.13 Hinweise für den Einsatz unterschiedlicher 
radfahranlagen bzw. des Mischverkehrs auf der fahrbahn für zweistreifige Querschnitte angeführt. Die 
v85 (85%-Geschwindigkeit) ist jene Geschwindigkeit, die von 85% der Kfz nicht überschritten wird.

3.5.2 dimensionierung

Die Ausführung und Dimensionierung soll grundsätzlich nach der rVS 03.01.13 - radverkehr erfolgen. 
folgende formen der radverkehrsführung werden im Grazer Stadtgebiet angewendet:
  radfahrstreifen
  Selbständig geführte radwege
  Gemischter Geh- und radweg
  Getrennter Geh- und radweg
  Mehrzweckstreifen

Die im folgenden genannten breiten für die verschiedenen radverkehrsanlagen gewährleisten für kleine 
bis mittlere radverkehrsmengen gute Verhältnisse. bei größeren radverkehrsmengen ist die Leistungsfä-
higkeit der radfahranlage mit zu betrachten, in dem entsprechend größere breiten vorzusehen sind. Die 
Leistungsfähigkeit bei „lockerem Verkehr“ beträgt (laut rVS 03.04.12):
  1.000 radfahrerInnen/h je 1m Verkehrsraumbreite bei einem Einrichtungsradweg
  1.500 radfahrerInnen/h je 2m Verkehrsraumbreite bei einem Zweirichtungsradweg
  2.500 radfahrerInnen/h je 3m Verkehrsraumbreite bei einem Zweirichtungsradweg

ABBILdunG 5  Hinweise für die Mischung bzw. trennung von rad- und Kfz-Verkehr in Abhängigkeit von 
Verkehrsstärke und Geschwindigkeit für zweistreifige fahrbahnen (Quelle: rVS 03.02.13.radverkehr). 
für Einbahnen und mehrstreifige fahrbahnen sind die werte entsprechend anzupassen.
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Radfahrstreifen
radfahrstreifen sind ein für den radverkehr bestimmter und besonders gekennzeichneter teil der 
fahrbahn. Sie sind generell nur für den Einrichtungsverkehr einsetzbar (vgl. StVO §2 Abs 1 Z 7).
radfahrstreifen sind nur dann wirksam, wenn sie vom ruhenden und fließenden Verkehr freigehalten 
werden können. Der radfahrstreifen soll eine breite von 1,50 m aufweisen. Die Mindestbreite von 1,25 m 
sollte nicht unterschritten werden, da der notwendige Sicherheitsabstand überholender Kfz nicht mehr 
gewährleistet ist. bei Kfz-Geschwindigkeiten über 50 km/h ist der radfahrstreifen breiter auszuführen.

Auf den Hauptradrouten und anderen routen mit hoher Verkehrsbedeutung ist eine breite von 2,0 m 
erforderlich, um Überholmanöver zwischen radfahrerInnen innerhalb des radfahrstreifens zu ermögli-
chen. Neben Längsparkstreifen ist ein breiterer radfahrstreifen notwendig, damit der Schutz vor 
aufschlagenden Autotüren gewährleistet ist. Insgesamt sollen Längspark- und radfahrstreifen zusammen 
über 3,75 m breit (mindestens 3,5 m) sein. In der nachfolgenden tabelle sind die erforderlichen breiten 
für radfahrstreifen je nach Kfz-Geschwindigkeit aufgelistet.

TABELLE 2  richtwerte für die breite von radfahrstreifen

radfahrstreifen
V ≤ 50 km/h V > 50 km/h

regelbreite [m]  Mindestbreite [m] regelbreite [m] Mindestbreite [m]

neben bordstein 1,50 1,25 1,75 1,50

neben Längsparkstreifen 1,75 1,50 2,25 2,00

auf Hauptradrouten 2,00 2,00 2,00 2,00

FOTO 2   
beispiel für radfahrstreifen

In Problembereichen (z.b. bei konfliktträchtigen Grundstückszufahrten, hohem Parkdruck oder bei 
Engstellen) kann es erforderlich sein, radfahrstreifen ganzflächig rot einzufärben. Die Notwendigkeit 
wird im Anlassfall überprüft.

foto: Stadt Graz/Verkehrsplanung
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Radfahrstreifen gegen die Einbahn
Per Verordnung können radfahrerInnen von der vorgeschriebenen fahrtrichtung ausgenommen werden. 
Die Ausnahmeregelung wird durch Zusatztafeln am Anfang und am Ende der Einbahn kundgemacht. In 
wohnstraßen sind radfahrerInnen generell von der vorgeschriebenen fahrtrichtung ausgenommen. Die 
radfahrerInnen sind in beiden richtungen an das rechtsfahrgebot gebunden.

In Graz sollte grundsätzlich das radfahren gegen die Einbahn möglich sein. Vor Verordnung einer 
Straße zu einer Einbahnstraße ist zu überprüfen, ob der radverkehr entgegen der Einbahn geführt 
werden kann. 

bei breiten Querschnitten ist der radfahrstreifen entgegen der Einbahn optisch mittels Leit- oder Sperrlinie 
von der übrigen fahrbahn zu trennen. In den tempo 30-Zonen ist eine trennung durch bodenmarkie-
rungen entbehrlich. unter 3,75 m fahrbahnbreite ist eine führung gegen die Einbahn ohne markierten 
fahrstreifen zu empfehlen. Durch Markierung von richtungspfeilen und fahrradsymbolen soll in diesem 
fall auf den gegenläufigen radverkehr hingewiesen werden. Der breitenbedarf beträgt für Straßen ohne 
angrenzenden Parkstreifen mindestens 1,50 m, bei angrenzendem Parkstreifen mindestens 1,75 m.
Auf Nebenstraßen, auf denen begegnungsfälle nur selten zu erwarten sind, ist das radfahren gegen die 
Einbahn auch bei schmalen fahrbahnbreiten bis zu 3,0 m möglich. für begegnungsfälle sind breitere 
Ausweichen vorzusehen. Die maximale Länge eines schmalen Abschnittes hängt von der Kfz-Verkehrs-
menge ab.  

TABELLE 3  richtwerte für die breite von radfahrstreifen gegen die Einbahn

FOTO 3   
radfahrstreifen gegen die Einbahn

radfahrstreifen gegen Einbahn regelbreite [m]  Mindestbreite [m]

neben bordstein 1,50 1,25

neben Längsparkstreifen 1,75 1,50
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Selbstständig geführte Radwege
Selbstständig geführte radwege sind von Straßen deutlich abgesetzt und meist eigenständig trassiert. Sie 
können als Einrichtungsradweg (richtungsgebundener radweg) oder Zweirichtungsradweg (radverkehr 
in beide richtungen) angelegt sein. Der Vorteil dieser radwege ist, dass es durch die getrennte führung 
vom Kfz-Verkehr zu keinen Konflikten mit diesem kommt. Allerdings entstehen bei häufigem Queren durch 
den Kfz-Verkehr Verkehrssicherheitsprobleme. Sie sollten daher nur angelegt werden, wenn wenig 
querende Ein und Ausfahrten entlang der trasse sind und in den Kreuzungsbereichen gute Sichtverhält-
nisse zu den übrigen VerkehrsteilnehmerInnen vorliegen. bei Zweirichtungsradwegen ist das unfallrisiko 
höher als bei Einrichtungsradwegen. Ein Nachteil des richtungsgebundenen radweges ist, dass 
Überholen nur bei ausreichender breite möglich ist.

Die breite für Einrichtungsradwege hat zwischen 1,6 m und 2,0 m (zuzüglich mind. 0,50m beidseitig 
bankette) zu betragen. bei hohem radverkehrsaufkommen ist anzustreben, dass, wenn es die Platzver-
hältnisse erlauben, sie mehrspurig angelegt werden, sodass ein Überholen stattfinden kann. für Zwei-
richtungsradwege ist für das nebeneinander fahren bei Gegenverkehr eine breite von 3,0 m zuzüglich 
bankette auszuführen. Der Lichtraum (mind. 0,25 m neben dem radweg) ist von allen festen Hindernis-
sen freizuhalten. 

In der nachfolgenden tabelle sind die regel- und Mindestbreiten für selbständig geführte radwege 
zusammengefasst.

TABELLE 4  richtwerte für die breite von selbstständig geführten radwegen

Selbständig geführter
radweg

regelbreiten [m] Mindestbreiten [m]

regelbreite zuzügl.
bankette

zuzügl.
Sicherheits-

streifen

Mindest-
breite

zuzügl.
bankette

zuzügl.
Sicherheits-

streifen

Einrichtungsradweg 1,60-2,00 2,60-3,00 2,10-2,50 1,00 2,00 1,50

Zweirichtungsradweg 3,00 4,00 3,50 2,00 3,00 2,50

Auf ausreichende beleuchtung des radweges ist zu achten. Im Zuge von Neubauten werden die Kosten 
von der Abteilung für Verkehrsplanung getragen.

FOTO 4   
Selbstständig  
geführter radweg

foto: Stadt Graz/Verkehrsplanung
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Mehrzweckstreifen
Ein Mehrzweckstreifen ist nach der StVO ein radfahrstreifen oder 
Abschnitt desselben, der jedoch von anderen fahrzeugen befahren 
werden darf, wenn die breite der verbleibenden fahrbahn zwischen den 
Mehrzweckstreifen (Kernfahrbahn) für den Kfz-Verkehr für die begegnung 
zweier Kraftfahrzeuge nicht ausreicht (vgl. StVO § 2 Abs. 1 Z 7a).

Durch einen Mehrzweckstreifen kann der vorhandene Straßenraum im 
Ortsgebiet besser ausgenutzt werden. Ermöglicht die Straßenbreite keine eigene Anlage für den radver-
kehr, kann dem radverkehr durch Mehrzweckstreifen dennoch eine Linienführung und Orientierungshilfe 
geboten werden. Die Kfz-LenkerInnen werden dadurch verstärkt auf das Vorhandensein von radfahrerIn-
nen hingewiesen, wodurch die radfahrerInnen eine erhöhte Aufmerksamkeit erhalten. Ein weiterer Vorteil 
von Mehrzweckstreifen ist, dass sie eine überbreite fahrbahn optisch einengen und dadurch zu einer 
reduktion der Kfz-Geschwindigkeiten führen.

Die Mindestbreite der Kernfahrbahn hat 5,0 m zu betragen, um die begegnung zweier Pkw ohne befah-
rung des Mehrzweckstreifens zu ermöglichen. für den Mehrzweckstreifen gilt die gleiche breitenanfor-
derung wie für radfahrstreifen (regelbreite 1,50 m, in Ausnahmefällen 1,25 m; neben Längsparkstreifen 
1,75 m bzw. in Ausnahmefällen 1,50 m). Die Mindestabmessungen für den Mehrzweckstreifen dürfen 
auch bei beengten Verhältnissen nicht unterschritten werden. Ist dies der fall, ist eine andere radver-
kehrsführung oder die führung im Mischverkehr ohne Mehrzweckstreifen vorzuziehen (z.b. bei Gehsteig-
vorziehungen bei Schutzwegen). Der Mehrzweckstreifen ist dann rechtzeitig zu beenden und mit dem 
Kfz- Verkehr zu verflechten.

TABELLE 5  richtwerte für die breite von Mehrzweckstreifen
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bei Straßenbahngleisen muss der Mehrzweckstreifen außerhalb des Lichtraumes der Straßenbahn, 
gemäß Kapitel 4.6, liegen.

FOTO 5   
Mehrzweckstreifen

Mehrzweckstreifen regelbreite [m]  Mindestbreite [m]

neben bordstein 1,50 1,25

neben Längsparkstreifen 1,75 1,50

foto: Stadt Graz/Verkehrsplanung
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Gemischter Geh- und Radweg
Gemischt genutzte Geh- und radwege dürfen vom fußgänger- und radverkehr 
gemeinsam genutzt werden. Diese Anlageart soll nur bei geringeren Verkehrsbe-
lastungen durch fußgängerInnen und radfahrerInnen angewendet werden. Direkt 
an Haustore oder Hauseinfahrten angrenzende gemischte Geh- und radwege sind 
nicht zu empfehlen. Die Vorteile sind, dass auch bei geringer flächenverfügbarkeit 
(unter 3,5 Metern) der radverkehr abseits vom Kraftfahrzeugverkehr getrennt ge-
führt werden kann und er aufgrund der geringen flächenerfordernis und Ausbau-
kosten eine wirtschaftliche Lösung darstellt. Nachteilig sind die möglichen Konflikt-
situationen zwischen fußgängerInnen und radfahrerInnen. 

Die bauliche Standardbreite für einen gemischten Geh- und radweg beträgt 2,90 m. Schließt er an die fahr-
bahn an, so ist ein Sicherheitsstreifen von 0,60 m zur fahrbahn hin vorzusehen. Der Sicherheitsstreifen dient 
dem Schutz des radverkehrs vor dem ruhenden und fließenden Kfz- Verkehr. Er ist durch eine Markierung vom 
radweg zu trennen. Der Mindestquerschnitt von 2,50 m + 0,60 m als Sicherheitsstreifen soll nur mehr in Aus-
nahmesituationen zur Anwendung kommen (bei begrenzten Platzverhältnissen). bei seitlichen Hindernissen (z. 
b. Hausmauern, Geländer, etc.) ist zusätzlich ein Sicherheitsstreifen von mindestens 0,25 m zu berücksichtigen. 
Die erforderlichen breiten für gemischte Geh- und radwege sind in der nachfolgenden tabelle zusammenge-
fasst.

TABELLE 6  richtwerte für die breite von gemischten Geh- und radwegen

Gemischter Geh- und
radweg

regelbreite [m]  Mindestbreite [m]
(in Ausnahmefällen)

Standardbreite 2,90 2,50

neben fahrbahn 3,50 3,10

neben seitl. Hindernis 3,15 2,75

Zwischen fahrbahn und
seitl. Hindernis

3,75 3,35
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ABBILdunG 6  regelprofil gemischter Geh- und radweg (Darstellung: Abteilung für Verkehrsplanung)

FOTO 6   
Gemischter Geh- und radweg 
außerhalb des Zentrums

FOTO 7   
Gemischter Geh- und radweg im Zentrum mit  
exzentrisch montierten Verkehrszeichen
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Getrennter Geh- und Radweg
Die bauliche Mindestbreite für einen getrennten Geh- und radweg beträgt 
3,90 m, wenn keine fahrbahn angrenzt. Davon sind 1,60 m für den Geh-
bereich und 2,00 m für den radwegbereich vorzusehen. Zwischen dem 
Geh- und dem radwegbereich hat eine 0,30m breite trennung zu erfol-
gen, wobei eine taktile Ausführung zu bevorzugen ist (z. b. mittels Pflas-
terstreifen etc.). Die randlinie zwischen Geh- und radwegbereich hat auf 
der radwegseite zu erfolgen. Die unterkante des Verkehrszeichens darf 
mindestens auf einer Höhe von 2,30 m über dem Gehund radweg und maximal auf einer Höhe von 
2,50 m von der fahrbahn (gem. StVO) sein.
bei angrenzender fahrbahn ist zusätzlich ein Sicherheitsstreifen von 0,60 m anzuordnen (siehe Abbil-
dung 7). Der Sicherheitsstreifen dient dem Schutz des radverkehrs vor dem ruhenden und fließenden 
Kfz-Verkehr. Der Sicherheitsstreifen ist durch eine Markierung vom radweg zu trennen. bei seitlichen 
Hindernissen (z. b. Hausmauern, Geländer, etc.) ist zusätzlich ein Sicherheitsstreifen von mindestens 
0,25 m zu berücksichtigen.

TABELLE 7  richtwerte für die breite von getrennten Geh- und radwegen

Getrennter Geh- und
radweg

regelbreite [m]  Mindestbreite [m]
(in Ausnahmefällen)

Standardbreite 3,90 3,50

neben fahrbahn 4,50 4,10

neben seitl. Hindernis 4,15 3,75

Zwischen fahrbahn und
seitl. Hindernis

4,75 4,35

ABBILdunG 7  regelprofil getrennter Geh- und radweg (Darstellung: Abteilung für Verkehrsplanung)
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FOTO 8   
Getrennter  
Geh- und radweg

FOTO 9   
Getrennter Geh- und radweg
mit taktiler trennung und  
roter beschichtung

fotos: Stadt Graz/Verkehrsplanung
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ABBILdunG 8  Kaphaltestelle mit hinter der  wartefläche durchgezogenem  radweg 
(Darstellung fSV, rVS 03.02.13)

3.6 Radwegaufbauten
Die radwegaubauten sind gemäß dem Anlagenverzeichnis zur Aufgrabungsrichtlinie der Stadt Graz 
und Holding Graz Services (2007), regelquerschnitte typ 5 bis typ 7 i.d.g.f. (siehe Anhang 1)  
entsprechend ihrem Anwendungsbereich zu errichten.

3.7 Führung des Radverkehrs bei Bushaltestellen
bei bushaltestellen sind die Anforderungen der ein- und aussteigenden fahrgäste, der zu- und ab- 
fahrenden busse und der vorbeifahrenden radfahrerInnen aufeinander abzustimmen. Die führungsart 
des radverkehrs im bereich der Haltestelle ist von den Platzverhältnissen und den Verkehrsstärken  
abhängig. Grundsätzlich sind folgende Vorgaben zu berücksichtigen:
  Aufstellfläche für wartende Gäste in einer breite von mindestens 2,0 m, aber unter berücksichtigung 
   des fahrgastaufkommens und der bedeutung der Haltestelle
  führung des radverkehrs eindeutig und ohne starke Verschwenkungen
  bei Neuanlagen und nach Maßgabe der Platzverhältnisse: Der Vorrang ein- und aussteigender 
  fahrgäste muss gewährleistet sein. Die fahrgäste müssen deutlich vom radverkehr getrennt 
  werden, sicher von und zur Haltestelle geführt werden können und komfortabel und ungestört 
  warten können;

Führung von selbständig geführten Radwegen
  Hinter der fahrgastaufstellfläche, wenn dort für den Geh- und radweg ausreichend Platz zur
  Verfügung steht (siehe Abbildung 8).
  führung des radverkehrs auf der fahrbahn, wenn nicht ausreichend Platz hinter der wartefläche 
  vorhanden ist. Dies ist nur bei Einrichtungsradwegen möglich. Der radweg ist dabei rechtzeitig 
  vor der Haltestelle auf die fahrbahn zu führen und in einen radfahrstreifen überzuführen.
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Führung von gemischten Geh- und Radwegen
Der gemeinsame Geh- und radweg soll hinter der fahrgastaufstellfläche geführt werden. Eine breite von 
mindestens 2,50m sollte dem Geh- radweg zur Verfügung stehen (siehe Abbildung 9).

Führung von Radfahrstreifen
  bei randhaltestellen unterbrechung des radfahrstreifens (siehe Abbildung 10)
  Im bereich von busbuchten kann der radfahrstreifen durchgezogen werden, wenn die bucht
  mindestens so breit ist wie der bus, schmälere busbuchten sind ungeeignet (siehe Abbildung 11).

ABBILdunG 9  Kaphaltestelle mit gemischtem Geh- und radweg (Darstellung: fSV, rVS 02.03.11) rand-
haltestelle mit unterbrochenem radfahrstreifen (Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)

ABBILdunG 10  randhaltestelle mit unterbrochenem radfahrstreifen (Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)

ABBILdunG 11  radfahrstreifen bei busbucht  (Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)
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Führung von Mehrzweckstreifen
  bei randhaltestellen kann der Mehrzweckstreifen durchgezogen werden (siehe Abbildung 12)
  Im bereich von busbuchten kann der Mehrzweckstreifen ebenfalls durchgezogen werden, wenn 
  die bucht mindestens so breit ist wie der bus, schmälere busbuchten sind ungeeignet 
  (wie Abbildung 10).

bei hoher frequenz des busverkehrs und ausreichenden Platzverhältnissen hinter der fahrgastaufstellflä-
che kann der radfahr- bzw. Mehrzweckstreifen vor einer Kaphaltestelle in einen radweg umgewandelt 
und hinter der fahrgastaufstellfläche geführt werden. um Konflikte zwischen wartenden fahrgästen und 
radfahrerInnen zu verhindern, ist der Übergang rechtzeitig vor der Haltestelle und ohne starke 
Verschwenkungen auszuführen.

ABBILdunG 12  randhaltestelle mit durchgezogenem Mehrzweckstreifen (Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)

ABBILdunG 13  randhaltestelle mit radfahrstreifen, der hinter der fahrgastaufstellfläche als radweg geführt 
wird (Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)

3.8 Führung von Radverkehrsanlagen bei Straßenbahnhaltestellen
Aufgrund der ungleich größeren Komplexität der Anlagen ist die führung von radverkehrsstreifen bei 
Straßenbahnhaltestellen unter berücksichtigung der Lichtraumbestimmungen der Holding Graz Linien 
(siehe Anhang 5) im Einzelfall zu definieren und mit dem/r Straßenbahn-betriebsleiterIn abzustimmen.
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bei Grundstückszufahrten sind folgende Grundsätze zu beachten:
  Die Anrampung für die Zufahrt sollte im bereich des Sicherheitsstreifens liegen. Dadurch soll 
  gewährleistet sein, dass der radweg durchgehend auf einem Niveau geführt wird.
  Die Querung ist möglichst rechtwinkelig zu gestalten.

ABBILdunG 14  Nicht abgesetzte und abgesetzte führung von radverkehrsanlagen 
(Darstellung: fSV, rVS 03.02.13)

3.9 Führung des Radverkehrs im kreuzungs- und knotenbereich 
  bzw. bei Grundstückszufahrten
radfahr- und Mehrzweckstreifen sind im knotenpunktbereich direkt neben dem Kfz-Verkehr zu führen 
(d.h. nicht abgesetzt). radwege können auch weiter entfernt von der parallelen fahrbahn geführt 
werden, allerdings ist im Ortsgebiet auf Grund des besseren Sichtkontaktes zwischen radfahrerInnen 
und Kfz-LenkerInnen jedenfalls die nicht abgesetzte führung zu bevorzugen. Konflikte zwischen rechts 
abbiegenden Kfz und geradeaus fahrenden radfahrerInnen können so am besten vermieden werden.
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3.10 Anordnung und Anzahl von Radabstellplätzen
Das Angebot an geeigneten radabstellanlagen an den Ausgangs- und Zielorten des radverkehrs ist 
ein wesentlicher beweggrund für die Nutzung des fahrrades, vor allem wenn die Abstellplätze näher 
und besser zu erreichen sind als jene für Pkw. Die Grazer Verkehrspolitik hat sich eine Erhöhung des 
radverkehrsanteils zum Ziel gesetzt. Eine förderungsmaßnahme in diesem Sinne liegt in der Errichtung 
einer ausreichenden Anzahl von fahrradabstellplätzen sowohl an den Quellen als auch den Zielen des 
radverkehrs. radfahrerInnen stellen ihr fahrrad so nahe wie möglich beim Ziel ab, daher müssen radab-
stellanlagen unmittelbar am Eingang errichtet werden - auch zur Vermeidung von „wildem“ Parken.
Der Abstellplatz muss fahrend erreicht werden können. Stufen, Absätze, enge Zufahrtswege sind zu 
vermeiden. Ein ausreichender Abstand zu Hauptgehbereichen ist einzuhalten.

Die Planung von Abstellanlagen sollte sich stets an folgenden Kriterien orientieren:
  Erreichbarkeit: direkt bei Ausgangs-/Zielort, behinderungsfrei, fahrend erreichbar
  Größe: genügend Platz fürs Ein- und Ausparken, ausreichende Anzahl an Stellplätzen
  Komfort: stabile fahrradständer, gute beleuchtung, witterungsschutz
  Sicherheit: Schutz vor Diebstahl und Vandalismus
bei ausreichenden Platzverhältnissen ist das Abstellen von fahrradgespannen mit zu berücksichtigen, 
wobei auch eine einfache Zu- und Abfahrt und eine Kennzeichnung zur freihaltung mit überlegt werden 
soll.

weitere Informationen zur Gestaltung und Anordnung von radabstellplätzen sind in der von der 
Abteilung für Verkehrsplanung der Stadt Graz herausgegebenen broschüre „Leitfaden Mobilität für 
bauvorhaben“ (siehe Anhang 6, Seite 8 und 9) oder im Internet (www.graz.at/verkehrsplanung) 
zu finden.

ABBILdunG 15   
Leitfaden „Mobilität für bauvorhaben“ der Abteilung 
für Verkehrsplanung (Anhang 6 bzw. Download unter 
www.graz.at/verkehrsplanung )
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Die Mindestanzahl der fahrradabstellplätze hat gemäß dem Steiermärkischen baugesetz zu erfolgen 
(zusammengefasst in nachfolgender tabelle 8).

nutzung 1 Fahrradabstellplatz je

bei wohnhäusern angefangene 50 m² wohnnutzfläche,
bei wohnheimen

a) für SchülerInnen und Lehrlinge vier Heimplätze
b) für Studierende zwei Heimplätze

bei büro- und Verwaltungsgebäuden 20 DienstnehmerInnen
bei Ladengeschäften, Geschäftshäusern,
Einkaufszentren u. dgl. 50 m² Verkaufsfläche
bei Versammlungsstätten, theatern, Kinos und
Konzerthäusern 

50 Sitzplätze

bei a) Sportanlagen und freizeiteinrichtungen 50 besucherInnen
b) badeanstalten 25 besucherInnen

bei betrieben des Gastgewerbes 50 besucherInnenplätze
bei Schulen (ab der 5. Schulstufe), universitäten
und sonstigen bildungseinrichtungen

5 SchülerInnen oder Studierende

bei Gewerbe-, Industrie- und Handelsbetrieben,
Lagerplätzen und Lagerhäusern

20 DienstnehmerInnen

jedenfalls jedoch nicht weniger als fünf
fahrradabstellplätze. bei baulichen 
Anlagen gemäß Z. 2 bis 9 ist ab einer 
bezugszahl von 1000 nur je weitere 200 
ein zusätzlicher fahrradabstellplatz
erforderlich.

TABELLE 8  Mindestanzahl der fahrradabstellplätze nach dem Steiermärkischen baugesetz
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4  ÖffENtLICHEr VErKEHr 

4.1 Arten von haltestellen
Grundsätzlich wird unterschieden zwischen
  randhaltestellen,
  Inselhaltestellen und
  fahrbahnhaltestellen.

4.1.1 Randhaltestellen

bei randhaltestellen müssen die fahrgäste nie die fahrbahn betreten. Sie sind daher für die fahrgäste 
die sichersten Haltestellen und ermöglichen eine rasche Abwicklung des fahrgastwechsels.
Man unterscheidet zwischen Haltestellen mit und ohne Vorbeifahrtmöglichkeit am haltenden bus.
besondere formen von randhaltestellen sind Kaphaltestellen und busbuchten.

Randhaltestellen mit Vorbeifahrtmöglichkeit
Der fließende Kfz-Verkehr kann bei dieser Haltestellenart, wenn es die Verkehrsverhältnisse erlauben, am 
haltenden bus vorbeifahren. Dieser kann die Haltestelle geradlinig anfahren und wieder verlassen. Durch 
das Vorbeifahren des Individualverkehrs können für den bus Verlustzeiten entstehen. Ein weiterer wesent-
licher Nachteil ist das Auffahren und Anstreifen des Individualverkehrs beim Vorbeifahren am haltenden 
bus, sowie die Gefährdung die fahrbahn querender fußgängerInnen durch vorbeifahrende Kfz.
randhaltestellen sind relativ einfach – mit geringen baulichen Maßnahmen – einzurichten, da sie durch 
Halteverbote am fahrbahnrand hergestellt werden.

ABBILdunG 16  randhaltestelle mit Vorbeifahrt (Darstellung: ÖNOrM b4970)

Randhaltestellen ohne Vorbeifahrtmöglichkeit
Mittels Markierung oder fahrbahnteiler kann das Vorbeifahren des Individualverkehrs am haltenden bus 
verhindert werden. für den bus entfällt dadurch das wiedereinfädeln in den fließenden Verkehr. Er kann 
die Haltestelle geradlinig anfahren und wieder verlassen.

ABBILdunG 17  randhaltestelle ohne Vorbeifahrt mit fahrbahnteiler (Darstellung: ÖNOrM b4970)
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kaphaltestellen
Kaphaltestellen entstehen durch das Vorziehen der Gehsteigkante, wodurch die wartefläche für die 
fahrgäste vergrößert und u. A. Platz für das Aufstellen von wartehäuschen wird. Der bus kann die 
Haltestelle gerade anfahren und verlassen, das wiedereinfädeln in den fließverkehr entfällt. Durch den 
haltenden bus auf der fahrbahn wird die Qualität des Verkehrsablaufs im motorisierten Individualverkehr 
beeinflusst.

ABBILdunG 18  Kaphaltestelle (Darstellung: ÖNOrM b4970) 
 

Busbuchten
bei busbuchten kann der fließende Verkehr ohne den fahrstreifen wechseln zu müssen am haltenden 
bus vorbeifahren. für den bus entsteht u. a. der Nachteil, dass er sich in den fließenden Verkehr wieder 
einordnen muss. (Zusätzlich für den fahrgast: sehr ungünstige fahrdynamik durch Querbeschleunigun-
gen zusätzlich zu Längsverzögerungen und das Überfahren von vorhandenen Entwässerungsmulden). 
busbuchten können in besonderen fällen auf Grund betrieblicher belange oder wegen der Verkehrs-
stärke erforderlich werden.

ABBILdunG 19  busbucht (Darstellung: ÖNOrM b4970)
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4.1.2 Inselhaltestellen

bei Inselhaltestellen ist eine rasche Abwicklung des fahrgastwechsels möglich, da der bus wie bei 
Kaphaltestellen gerade zufahren kann. Ein weiterer Vorteil ist, dass sie den Individualverkehr nahezu 
nicht behindern. Der Nachteil bei dieser Haltestelleart ist allerdings, dass der fahrgast die fahrbahn 
zum Erreichen der Haltestelle queren muss. Es sind Zu-/Abgangsmöglichkeiten am Anfang und Ende der 
Inselhaltestelle anzustreben.
Die Mindestbreite für die Inselhaltestelle beträgt 2,0 m. Die breiten sind entsprechend bedeutung und 
frequenz der Haltestellen, unter berücksichtigung allfälliger Überdachungen, zu dimensionieren.

ABBILdunG 20  Inselhaltestelle für Schienenfahrzeuge und busse (Darstellung: ÖNOrM b4970)

4.1.3 Fahrbahnhaltestellen

bei dieser Haltestellenart findet der fahrgastwechsel auf der fahrbahn statt, wodurch sich potentiell eine 
Gefährdung der fahrgäste und ein längerer fahrgastwechsel ergeben. Sie kommen meist bei Straßen-
bahnen in Mittellage und nicht ausreichender breite für eine Inselhaltestelle zur Anwendung. unterschie-
den wird in Haltestellen mit und ohne fahrbahnanhebung (überfahrbares Kap). Durch die Anrampung 
wird der Individualverkehr gebremst und auf die die fahrbahn querenden fahrgäste aufmerksam ge-
macht. Ein weiterer Vorteil der fahrbahnanrampung ist, dass sich die Höhendifferenz zwischen fahrbahn 
und Einstieg für den fahrgast verringert (damit ist die derzeit gültige Standard-Einstiegshöhe erreichbar). 
Grundsätzlich sind in Graz die fahrbahnhaltestellen mit überfahrbarem Kap auszuführen. Über die Not-
wendigkeit zusätzlicher Absicherungen (Zeitinsel) hat im Anlassfall die Verkehrsbehörde zu entscheiden.

ABBILdunG 21  fahrbahnhaltestelle für Schienenfahrzeuge und busse (Darstellung: ÖNOrM b4970)
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4.2 Auswahl der haltestellenart
Haltestellen sind derart anzulegen, dass primär der Schutz der fahrgäste, aber auch die Sicherheit der 
übrigen VerkehrsteilnehmerInnen sichergestellt ist. für die Auswahl der Haltestellenart ist die untenstehen-
de tabelle heranzuziehen.Die Stadt Graz spricht sich klar für eine Priorisierung des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs aus. bei der Neuanlage von bushaltestellen – abseits von bestehenden busspuren – sind 
daher im rahmen der gegebenen Normen grundsätzlich randhaltestellen ohne Vorbeifahrt anzustreben, 
da sie folgende Vorteile bietet:
  Das Ein- und Ausfahren bei busbuchten bedeutet für den bus einen erheblichen Zeitverlust und  
  das wiedereinordnen in den fließverkehr stellt oft ein Verkehrssicherheitsrisiko dar. randhalte-
  stellen sind für den bus sicherer als busbuchten (vgl. VCÖ 2002: Die Verkehrssichere Gemeinde - 
  benchmarks und Maßnahmen, wien 2002).
  raschere Abwicklung des fahrgastwechsels, da ein genaueres Anlegen an die bordsteinkante 
  möglich ist
  Vermeidung von Stauverlusten durch den sonst vorbeigefahrenen Kfz-Strom im nachfolgenden 
  Linienabschnitt – dadurch Stabilisierung der reisezeiten und eines ökonomisch vertretbaren 
  betriebsmitteleinsatzes im Öffentlichen Verkehr
  Ökonomische raumnutzung (raum für verbesserte Haltestellenausstattung / Ermöglichung von 
  wetterschutz und warteflächen für fahrgäste sowie alternative Nutzungen wie z.b. fußgänger-
  Innenbereiche,...)

In kritischen fällen, insbesondere im Zusammenhang mit koordinierten, verkehrsrechnergesteuerten 
Schaltungen von Verkehrslichtsignalanlagen im Nachlauf von Haltestellen, ist im Vorfeld seitens der 
planenden Abteilung eine Klärung mit dem referat für Verkehrslichtsignalanlagen herbeizuführen und 
diese in Abwägung mit dem Nutzen in der endgültigen Entscheidung zu berücksichtigen. Die Lage der 
Haltestelle vor bzw. nach Ampelgeregelten Kreuzungen ist im Zusammenhang mit der Grünen welle des 
Individualverkehrs zu betrachten.
In der folgenden tabelle sind die verkehrstechnischen randbedingungen für die Anwendung von rand-
haltestellen mit und ohne busbucht ersichtlich.

TABELLE 9  bushaltestelle – Anwendungsbereich randhaltestelle mit und ohne bucht (gilt nur im Mischverkehr)

kriterium Randhaltestelle
mit Bucht

Randhaltestelle ohne Bucht

mit Vorbeifahrt ohne Vorbeifahrt

Straßentyp Hauptverkehrsstraße eher ja eher nein1 eher nein1

Sammelstraße eher nein ja ja

Erschließungsstraße nein ja ja

mittlere bushaltezeit bis 30 Sekunden nein ja ja

über 30 Sekunden 
bzw. Endhaltestelle
oder Haltestelle mit 
fahrplanausgleich

ja nein nein

1 Anmerkung: wenn nachgewiesen werden kann, dass sich als randhaltestelle ohne bucht ein Vorteil für den bus ergibt.
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4.3 haltestellenlängen
Die regellänge für eine Straßenbahnhaltestelle beträgt 40,0m, für eine StrAb - Doppelhaltestelle 
80,0m. Die Länge der Standfläche für eine einfache bushaltestelle beträgt 20,0 m, für eine bus-  
Doppelhaltestelle 40,0m.

4.4 Eigener Gleiskörper und Busfahrstreifen
Bei Gleiskörpern wird unterschieden zwischen
  Straßenbündige Gleiskörper: Diese sind in die Straßen eingebettet, ein rasengleis ist hier nicht 
  möglich.
  Selbständige Gleiskörper: Diese sind von der fahrbahn durch bauliche Einrichtungen getrennt
  unter bestimmten Voraussetzungen ist ein rasengleis für diese Art von Gleiskörper möglich.
  Eigene bahnkörper: Sie werden unabhängig vom übrigen Verkehr geführt. In der regel sind hier 
  rasengleise anwendbar.
Eigene Gleiskörper sind mit einer Mindest-breite von 6,1 m (zweigleisig) bzw. 3,3 m (eingleisig) zu 
trassieren.

Busfahrstreifen sind dort anzuwenden, wo busse des Kraftfahrlinienverkehrs durch den Individualver-
kehr wesentlich und über längere zeitliche und/oder örtliche Abschnitte behindert werden. Straßen und 
fahrstreifen für busse gewährleisten eine behinderungsfreie und somit beschleunigte fahrt der busse
(rVS 2.3.11 Abs. 1)
busfahrstreifen sollten eine Mindestbreite von 3,5 m aufweisen.
bei Erfordernis ist dieser fahrstreifen ausschließlich Linienbussen vorbehalten (Straßenpolizeiliche festle-
gung, „fahrverbot ausgenommen Linienbusse“).

für die Ausführung von busfahrstreifen bzw. eigenem Gleiskörper ist die jeweils aktuelle fassung der 
Lichtraumrichtlinie der Holding Graz-Linien zu berücksichtigen.

4.5 Gestaltung von Bushaltestellen
Die bushaltestellen sind laut den regelplänen für bushaltestellen, die gemeinsam von der Abteilung für 
Verkehrsplanung, der Holding Graz Services Straße und der Holding Graz Linien abgestimmt wurden, 
auszuführen (siehe Anhang 3). Es wird darauf hingewiesen, dass unabhängig von der Haltestellenart 
taktile bodeninformationen für Sehgeschädigte (wartefelder) bei der Errichtung von bushaltestellen zu 
berücksichtigen sind. Diese ca. 105 x 105 cm großen wartefelder sind genau bei der ersten Einstiegs-
tür des Verkehrsmittels zu situieren (siehe typenblatt „f“ der „richtlinien barrierefreie Gestaltung des 
öffentlichen raums“ bzw. Anhang 2). Dadurch hat der fahrgast immer den gewünschten Kontakt mit 
dem fahrer.
Die Zu- und Abfahrten zur rollstuhlrampe sind von jeglichen oberirdischen Einbauten und sämtlichen mo-
bilen Hindernissen (werbeständer u. dgl.) frei zu halten. Die unterschiedliche Lage der rollstuhlrampen 
je nach fahrzeugart ist zu berücksichtigen.

bei Anordnung von Schutzwegen / Querungshilfen hinter bushaltestellen sind grundsätzlich die Sichtkei-
le gemäß rVS einzuhalten.
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Randhaltestellen mit Fahrbahnteiler
Die Haltestellen sind in fahrtrichtung gesehen vor dem Schutzweg anzuordnen. Der fahrbahnteiler dient 
als Querungshilfe für fußgängerInnen und soll mindestens 2,0 m breite betragen. Die breite zwischen 
den bordsteinen muss unter berücksichtigung des winterdienstens mindestens 3,50 m (bei Landesstraßen 
wegen der größeren Schneepflüge 3,80 m) betragen. Darüber hinaus sind gegebenenfalls Anforderun-
gen an das Straßennetz für Sondertransporte zu erfüllen. Zwischen bushaltestelle und Schutzweg ist ein 
Abstand von 2,0 m anzustreben. für die behindertengerechte Ausführung der Mittelinsel ist das typen-
blatt „f“ aus den richtlinien „barrierefreie Gestaltung des öffentlichen raums“ heranzuziehen (siehe 
Anhang 2). Grundsätzlich sind randhaltestellen mit fahrbahnteiler anzustreben. 
Die genauen Maße sind dem Anhang 3 zu entnehmen.

ABBILdunG 22  Übersichtsplan für die Haltestellenanordnung bei randhaltestellen mit fahrbahnteiler 

Randhaltestellen ohne Fahrbahnteiler
Die Haltestellen sind in fahrtrichtung gesehen vor dem Schutzweg anzuordnen. Zwischen der Haltelinie 
und dem Schutzweg ist aus Sicherheitsgründen (Sicht) ein Abstand von 8,0 m anzustreben. Im bereich 
der Haltestelle ist eine Sperrlinie zu markieren, um das Vorbeifahren des Individualverkehrs während des 
Aufenthaltes des busses in der Haltestelle zu verhindern. Die Sperrlinie sollte vom Schutzweg ausgehend 
bis mindestens 2 Pkw-Längen nach der Haltestellenmarkierung reichen (siehe Abbildung 23).
Die genauen Maße sind dem Anhang 3 zu entnehmen.

ABBILdunG 23  Übersichtsplan für die Haltestellenanordnung bei randhaltestellen ohne fahrbahnteiler
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Busbuchten
Die busbuchten sind in fahrtrichtung gesehen nach dem Schutzweg anzuordnen. Die genauen Maße 
sind dem Anhang 3 zu entnehmen. Der Schutzweg ist lt. entsprechender richtlinie zu beleuchten und zu 
markieren.

ABBILdunG 24  Übersichtsplan für die Haltestellenanordnung bei busbuchten

4.6 Gestaltung von Straßenbahnhaltestellen
Haltestellen für Straßenbahnen sind entsprechend dem regelplan auszuführen (siehe Anhang 4). Die 
Zu- und Abfahrten zur rollstuhlrampe sind von jeglichen oberirdischen Einbauten und sämtlichen mobilen 
Hindernissen (werbeständer u. dgl.) frei zu halten. Die unterschiedliche Lage der rollstuhlrampen ist je 
nach fahrzeugart zu berücksichtigen (siehe Lage lt. regelplan).

wenn technisch und ohne Verkehrssicherheitsbedenken möglich, soll im Haltestellenbereich eine bauliche 
trennung der beiden fahrtrichtungen mittels randleiste (sog. „Stuttgarter Schwelle“) erfolgen.

4.7 „Lichtraum-Bestimmungen“ der holding Graz Linien für Straßenbahnen
Die Vorschriften über Abstände, Abmessungen und Sicherheitsräume bei Gleisanlagen mit Straßenbahn-
betrieb der Holding Graz - Linien in der jeweils aktuellen fassung sind bei der Planung neuer Strecken 
sowie bei Zu- und umbauten bestehender Strecken anzuwenden. Die „Lichtraum-bestimmungen“ sind im 
Anhang 5 beigelegt.
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4.8 kasseler Sonderbordstein für haltestellen
Im bereich von bushaltestellen im Stadtgebiet von Graz soll als Standardrandstein der Kasseler Sonder-
bordstein angewendet werden. Der Sonderbordstein bildet durch die Spurführung beim Zufahren zur 
Haltestelle eine Anfahrhilfe. Der vertikale Abstand zwischen bus und Haltestelle wird auf ein Mindest-
maß reduziert, wodurch für die fahrgäste der Ein- und Ausstieg erleichtert wird.
Die Höhe des Leistensteines für Straßenbahn- und Mischhaltestellen beträgt 11cm. Die Höhe des Leisten-
steins für bushaltestellen beträgt 16cm. 
 

 

4.9 haltestellenausstattung
  Der Ausbaugrad der Haltestellen bezüglich Info-Stelen und warthäuser soll primär nach einer 
  Prioritätenliste auf basis der fahrgastfrequenzen bestimmt werden. Diese fahrgastfrequenzen 
  können von den Graz Linien zur Verfügung gestellt werden.
  Nach Möglichkeit ist das Prinzip bike & ride umzusetzen.
  Schutzwege sollen in unmittelbarer Nähe von Haltestellen eingerichtet werden, wobei ein 
  sicheres Überqueren zu gewährleisten ist (möglichst Kaphaltestelle mit Mittelinsel).
  bei umstiegshaltestellen sind kurze umsteigewege anzustreben.

4.10 Verkehrsberuhigende Maßnahmen an ÖV-Trassen
In Straßen, in denen fahrzeuge des ÖPNV fahren, sind verkehrsberuhigende Maßnahmen mit dem 
Linienbetreiber abzustimmen.

Öffentlicher Verkehr
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5  MOtOrISIErtEr INDIVIDuALVErKEHr 

5.1 Grundsätzliches
Sofern nachfolgend nicht anders genannt, können die zur Planung benötigten Angaben den
entsprechenden richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen (rVS) der forschungsgesellschaft 
Straße und Verkehr (fSV) entnommen werden.

5.2 Verkehrsraum
Die breite des Verkehrsraumes für den fließenden fahrzeugverkehr hängt von den maßgebenden bemes-
sungsfahrzeugen und der maßgebenden Geschwindigkeit ab. für ein- und zweistreifige Straßen ist die 
breite der fahrfläche aus der folgenden tabelle 10 zu entnehmen.
Die Mindestbreite für einstreifige Straßen beträgt 3,0m, damit ist die befahrbarkeit für feuerwehr und 
Lkw gewährleistet. wird die fahrfläche durch bordsteine begrenzt, ist eine Mindestbreite von 3,50m für 
den Schneepflug einzuhalten.

Breite in m bei zulässiger höchst- bzw. Begegnungsgeschwindigleit km/h
≤ 10 ≤ 30 ≤ 50 ≤ 80

Einzelfahrzeuge
PKw 2,00 2,25 2,40 2,60
Lieferwagen, Kleinlaster 2,35 2,50 2,60 3,00
LKw, bus 2,80 3,00 3,10 3,25

Einstreifige Straße (Einbahn)1

Mindestbreite für befahrbarkeit 
mit feuerwehr und LKw (2)

3,00 3,00 3,10 3,25

zweistreifige Fahrbahn mit 
Begegnungsfall (Überholungs-
fall, Vorbeifahren)

LKw-LKw, bus-bus 5,50(3) 6,00 6,25 (4) 6,50 (4)

LKw-PKw, bus-PKw 4,60 5,25 5,50 6,00
PKw-PKw 4,00 4,50 4,80 5,20
LKw-rad, bus-rad (5) 3,75 4,00 4,70 –

PKw-rad (5) 3,00 3,50 4,00 –

(1) wenn ein Parkstreifen angrenzt, ist der bewegungsspielraum für das Aus- und Einparken zu berücksichtigen
(2) Die breite von Schneepflügen ist bei der zuständigen Straßenverwaltung zu erfragen
(3) wenn die fahrfläche durch bordsteine begrenzt wird, ist ein Linienbusbetrieb nicht möglich
(4) In der regel ist bei bundesstraßen und bei sonstigen Straßen mit Linienbusbetrieb und MSV-L (LKw + bus/h) > 50 ein 
breitenzuschlag von 0,25 vorzusehen; Es ist darauf zu achten, dass bei Linienbusbetrieb auf dem fahrstreifen für Linienbus-
se Seiteneinlaufschächte und keine Pendelrinnen zur Längsentwässerung vorhanden sind
(5) Gilt auch für nebeneinanderliegende radfahr- und Kfz-fahrstreifen

TABELLE 10  breite des Verkehrsraumes für den fließenden fahrzeugverkehr (= breite der fahrfläche) in 
ein- und zweistreifigen Straßen, breiten ohne Kurvenzuschläge
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bei  gemeinsamer  führung  von  rad-  und  Kfz-Verkehr  auf  einer  fahrbahn  sind  bei  höheren 
Geschwindigkeiten  (30  bis  50  km/h)  Kfz-LenkerInnen  häufig  bestrebt,  die  radfahrerInnen  zu 
überholen.  In  engen  Querschnitten  (5,0  bis  6,0m)  ist  es  für  Kfz-LenkerInnen  klar,  dass  ein 
Überholen  des  radverkehrs  nur  unter  Inanspruchnahme  zusätzlicher  fahrstreifen  geschehen kann. 
Enge Querschnitte sind nur bei geringen Kfz-Mengen (2.500 bis 5.000 Kfz/tag) empfehlenswert. bei 
weiten Querschnitten (7,0 bis 8,0 m) sind die fahrstreifen so breit, dass mit dem Kfz am radverkehr 
vorbeigefahren werden kann, ohne auf einen anderen fahrstreifen wechseln zu müssen. beide Manöver 
werden meist mit ausreichendem Abstand zu den radfahrerInnen ausgeführt, sodass sie nicht gefährdet 
werden.Zwischen diesen beiden geeigneten Querschnittsbreiten gibt es eine Zwischenbreite, bei der die 
fahrstreifen relativ schmal sind, aber von Kfz-LenkerInnen als breit genug eingeschätzt werden, um sich 
beim radverkehr am selben fahrstreifen vorbei zu zwängen. bei Gegenverkehr kommt es dann zu sehr 
geringen seitlichen Abständen und Gefährdung der radfahrerInnen. 

ABBILdunG 25  Verträglichkeit der führung des radverkehrs auf Straßen innerorts mit Mischverkehr 
(Darstellung: Meschik: Handbuch radverkehr, 2008)

TABELLE 11  Geeignete und ungeeignete fahrbahnbreiten bei Mischverkehr (nach Meschik: Handbuch radverkehr, 2008)

bereich fahrbahnbreite Anmerkung
1 5,00 m bis 6,00 m enges  Profil,  geeignet  bei  geringen  Kfz-Mengen (2.500-5.000 Kfz/tag) und wenig 

Schwerverkehr;
2 6,00 m bis 7,00 m möglichst vermeiden, da gefährliche Pkw/rad-Überholmanöver zu erwarten sind.

3 7,00 m bis 7,50 m mittleres Profil für begegnung rad/Pkw, enges Profil für rad/Lkw; geeignet für mittlere 
Verkehrsstärken (7.500-10.000 Kfz/tag).

4 7,50 m bis 8,50 m möglichst  vermeiden, da gefährliche  Lkw/rad-Überholmanöver zu erwarten sind.

5 8,50 m und mehr raum ausreichend für trennung, Kfz und radverkehr jeweils auf eigener Anlage.
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Durch die unterschiedlichen breiten von Pkw und Lkw und die dadurch entstehenden unterschiedlich 
einzustufenden Querschnittsbreiten wird dieses Problem noch verstärkt. Solche „Zwischenprofile“ sind 
für den radverkehr ungünstig und nach Möglichkeit zu vermeiden. Abbildung 25 zeigt die möglichen 
und sinnvollen Kombinationen der Verkehrsströme von Kfz- und radverkehr in Abhängigkeit von der zur 
Verfügung stehenden fahrbahnbreite sowie der Verkehrsbelastung (Quelle: Meschik: Planungshandbuch 
radverkehr, 2008).

werden die fahrstreifen markiert, soll zur Vermeidung von riskanten Überholmanövern der von den rad-
fahrerInnen benützte fahrsteifen entweder maximal  3,0 m breit sein (Überholen auf dem fahrstreifen  
auch  für  Pkw  nicht  möglich)  oder  breiter  als  3,80  m  sein  (Überholen  gefahrlos möglich).

5.3 Ruhender motorisierter Verkehr
Vor allem in dicht bebauten bereichen sowie bereichen mit engen Straßenräumen bestehen erhebliche 
Nutzungskonflikte zwischen den verschiedenen Verkehrsarten und anderer Nutzungen. Es ist deshalb 
anzustreben, dass der bedarf von Kfz-Stellplätzen auf Privatgrund gedeckt wird. Eine unterbringung in 
bzw. die Errichtung von Sammelgaragen (zentrale Garage für mehrere wohnbauten) wird empfohlen.

5.3.1 Stellplatzanzahl für pkw – Stellplatzobergrenzen

Grundsätzlich gilt für die Anzahl von Pkw-Abstellplätzen das Steiermärkische baugesetz (Stmk. bauG. 
§89).  Ausnahmen nach unten bzw. oben sind, zum beispiel auf Grund der vorhandenen Verkehrssitua-
tion oder stadtplanerischer Notwendigkeiten, gesetzlich zulässig und im Einzelfall im behördenverfahren 
zu prüfen.

Gebäude mit Wohnnutzung
Die  Abteilung  für  Verkehrsplanung  hat  im  September  2008  eine  Studie  als Grundlage zur Stell-
platzverordnung für wohnbauprojekte erstellen lassen (Verkehrsplanung Hochkofler: Stellplatzrichtlinie 
für Gebäude mit wohnnutzung im Stadtgebiet von Graz, September 2009). In dieser richtlinie wurden 
Stellplatzfaktoren in Abhängigkeit von der ÖV-Erschließung und der Erreichbarkeit von Einrichtungen des 
täglichen bedarfs (Lebensmittelgeschäfte und Kinderbetreuungseinrichtungen für Kinder unter 10 Jahre) 
festgelegt. Diese faktoren sind, je nach entsprechendem Stadtteil, heranzuziehen.
bei einem vorliegenden Mobilitätsmanagement-Konzept (siehe Kapitel 9) zur reduktion des motorisier-
ten Individualverkehrs ist ein Herabsetzen des Stellplatzschlüssels in Abstimmung mit der Abteilung für 
Verkehrsplanung möglich.

Betriebe und Geschäfte
Von der Abteilung für Verkehrsplanung werden im Zuge der gutachterlichen tätigkeit für die Anzahl der 
Pkw-Abstellplätze – je nach Art der Nutzung – die werte aus der tabelle 12 herangezogen (Quelle: 
Stadt Graz, Abteilung für Verkehrsplanung 2009, Leitfaden Mobilität für bauvorhaben - siehe Anhang 
6 bzw. Download unter: www.graz.at/verkehrsplanung). bei Anwendung eines betrieblichen Mobili-
tätsmanagements (siehe Kapitel 9) ist eine Verminderung des Stellplatzschlüssels in Abstimmung mit der 
Abteilung für Verkehrsplanung möglich.
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TABELLE 12  richtwerte für die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für betriebe und Geschäfte für Graz
(Quelle: Leitfaden Mobilität für bauvorhaben, 2009, www.graz.at/verkehrsplanung)

kernbereich kernnaher Bereich Randgebiet Adaptierung für Graz: 
pkw-Stellplatzanzahl pro

Industrie- und 
Gewerbebetriebe

Personal 0,12 0,24 0,36 Arbeitsplatz

besucherInnen 0,03 0,05 0,08 Arbeitsplatz

dienstleistungsbetriebe

Personal 0,12 0,24 0,36 Arbeitsplatz

besucherInnen-Gruppe 
„intensiv“(1)

0,08 0,15 0,25 Arbeitsplatz

besucherInnen-Gruppe 
„nicht intensiv“(2)

0,06 0,12 0,18 Arbeitsplatz

Verkaufsgeschäfte

Personal 0,38 0,75 1,13 100 m2 Verkaufsfläche

KundInnen-Gruppe 
„intensiv“(3)

1,5 3,00 5,00 100 m2 Verkaufsfläche

KundInnen-Gruppe 
„nicht intensiv“(4)

0,6 1,20 1,80 100 m2 Verkaufsfläche

Gastbetriebe

restaurants 0,05 0,10 0,15 Sitzplatz

Hotels 0,08 0,15 0,23 bett

Veranstaltungsstätten

theater, Konzertsäle, Kinos, 
Stadien

0,05 0,10 0,15 Sitzplatz

Diskotheken 0,08 0,15 0,23 Sitzplatz

Öffentliche Bauten

Kindergärten, Horte, 
Schulen

0,15 0,30 0,45 Gruppenraum/Klasse

Akutkrankenanstalten 0,08 0,15 0,23 pro bett

heime 
(Studenten/Angestellte)

0,08 0,15 0,23 bett

 (1) betriebe, kundInnenintensiv: Öffentliche Verwaltung, Post, bank, reisebüro, Arztpraxis, Putzerei, frisiersalon usw.
 (2) betriebe, nicht kundInnenintensiv: Verwaltung von Industriebetrieben, rechtsanwaltspraxis, Architektur- und 
 Ingenieurbüro usw.
 (3) Geschäfte, kundInnenintensiv: Lebensmittelgeschäft, Kiosk, Apotheke, warenhaus, Elektromärkte usw. 
 (4) Geschäfte, nicht kundInnenintensiv: Haushaltsgeräte, buchhandlung usw.

Motorisierter 
Individualverkehr

2

3

4

5

6

7

8

9

10

1



Seite 42  |  Verkehrsplanungsrichtlinie der Stadt Graz  |  Stand November 2011

5.3.2 Aufstellarten und Breitenbedarf von pkw-Abstellplätzen

Es wird zwischen 3 Aufstellarten für mehrspurige Kfz unterschieden:
  Längsaufstellung
  Schrägaufstellung
  Senkrechtaufstellung

Die wahl der Aufstellungsart richtet sich vor allem nach der breite der zur Verfügung stehenden fläche 
und der Verkehrsbedeutung der abgrenzenden fahrbahn. Zusätzlich kann auch entscheidend sein, ob 
bestimmte Straßenabschnitte ganz oder einseitig von Parkständen freigehalten werden sollen und ob 
straßenraumgestalterische Gesichtspunkte für eine bestimmte Aufstellart sprechen.
 
Die  Längsaufstellung  soll  gewählt  werden,  wenn  beim  Ausparken  eine  gute  Sicht  auf  den 
fließenden Verkehr erforderlich ist oder aus Platzgründen eine andere Aufstellart nicht in frage kommt. 
Nachteilig bei der Längsaufstellung ist, dass beim rückwärtseinparken nachfolgende KraftfahrerInnen 
behindert und radfahrerInnen gefährdet werden und Ein- und Ausstieg in der regel über die flächen 
anderer VerkehrsteilnehmerInnen erfolgt.

Die Vorteile der Schrägaufstellung sind, dass sie sehr flexibel an einen gewünschten fahrstreifen oder 
eine fahrbahnbreite angepasst werden kann, sie ein weitgehendes störungsfreies Einparken erlaubt und 
das sichere Aus- und Einsteigen ohne Gefährdung anderer VerkehrsteilnehmerInnen. Nachteilig sind die 
gestalterisch schwierige Integration und dass sie in der regel nur aus einer fahrtrichtung angefahren 
werden können.

Die Senkrechtaufstellung ist geeignet, wenn die Parkstände aus beiden richtungen anfahrbar sein 
sollen und die Schwierigkeiten beim Ein- und Ausparken bei geringer Verkehrsbelastung im fließenden 
Verkehr ohne belang sind. wesentliche Nachteile sind das Konfliktpotential mit radfahrerInnen auf der 
fahrbahn und das oft schwierige Ein- und Ausparken.

Je nach Aufstellart sind der breitenbedarf für Parkstreifen und die Mindestbreiten für die angrenzende 
fahrbahn aus der nachfolgenden tabelle 13 (Quelle: fSV, rVS 03.04.12) zu entnehmen.
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TABELLE 13  breite des Parkstreifens und Mindestbreite für angrenzende fahrflächen (Quelle: fSV, rVS 03.04.12)

Aufstell-
winkel

Breite des 
parkstreifens (1) in m

Mindestbreite 
für angrenzende 
Fahrflächen in m

Stellplatz-
breite

Straßenfront-
länge eines 
Stellplatzes 

in m

Längsparken Pkw
Lkw

– 2,0 (1,8) (2)

2,5 - 3,0
2,75
4,50

–
–

6,75 (5,50)(3)

je nach Lkw-
Länge

Schrägparken

für Pkw

45° 4,70 samt fahrzeugüberhang
4,30 ohne fahrzeugüberhang(4)

2,75 2,5 3,54

60° 5,10 samt fahrzeugüberhang
4,60 ohne fahrzeugüberhang(4)

3,50
4,10

2,5
2,3

2,89
2,66

Senkrechtparken 
mit Vorwärtsein-
parken
für Pkw

90° 4,30 ohne Überhang (4) 5,50
2,5

(2,3)(2)

2,5

(2,3)(2)

Senkrechtparken 
mit rückwärtsein-
parken
für Pkw

90° 5,0 samt Überhang 4,50
2,5

(2,3)(2)

2,5

(2,3)(2)

(1) Senkrecht zur fahrbahnachse gemessen
(2) bei beengten Verhältnissen
(3) beim rückwärts einparken
(4) Der Überhang muss bei der angrenzenden fläche mit einer Mindestbreite von 0,5 m berücksichtigt werden.

5.3.3 Behindertenstellplätze

Anzahl
Im öffentlichen Straßenraum ist bei bedarf ein Ansuchen um straßenpolizeiliche Genehmigung zu stellen. 
Der bedarf der genehmigten Stellplätze soll in regelmäßigen Abständen überprüft werden. bei  Park-
plätzen  im  privaten  bereich  muss  bei  einer  Anlage  von  mehr  als  fünf  Stellplätzen mindestens  
einer  barrierefrei  ausgeführt  werden.  für  je  weitere  50  Stellplätze  muss  ein barrierefreier Stellplatz 
dazukommen.

Genaue Informationen über Anordnung und Ausführung von behindertenstellplätzen sind im Handbuch 
„barrierefreies bauen für alle Menschen-Planungsgrundlagen“ der Stadtbaudirektion, referat für barriere-
freies bauen zu finden (www.barrierefrei.graz.at).
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6  QuErSCHNIttSAuftEILuNG/VErKEHrSbEruHIGuNG

6.1 Grundsätzliches zur Straßenraumgestaltung
Vorrangstraßen haben die funktion der übergeordneten Verkehrserschließung. Sie sollen daher aus-
reichend Platz für den fließenden Verkehr bieten, um ihn so reibungslos wie möglich durchzuleiten. 
In Nebenstraßen sollen die Straßenquerschnitte für den Kfz-Durchzugsverkehr unattraktiv und nur die 
minimal erforderlichen breiten dem fließenden Kfz-Verkehr zur Verfügung gestellt werden. Damit soll eine 
Entlastung der wohngebiete von gebietsfremden Verkehr erreicht werden.

6.2 Verkehrsberuhigung
6.2.1 Allgemeines

Im untergeordneten Straßennetz sind aufwändige umgestaltungsmaßnahmen prioritär nur im Zuge von 
Straßenneubauten / Generalsanierungen umzusetzen. bei der Neuanlage von Straßen in wohngebie-
ten ist bereits eine verkehrsberuhigende Gestaltung mit zu berücksichtigen. werden Maßnahmen zur 
Verkehrsberuhigung in bestehenden Straßen ergriffen, sollen diese kostengünstig und einfach umsetzbar 
sein.

6.2.2 Wohnstraßen

Die Stadt Graz setzt seit dem Jahr 2010  wieder wohnstraßen als Maßnahme zur Verkehrsberuhigung 
von Straßen mit vorwiegend wohnnutzung ein.
In wohnstraßen ist lt. StVO §76 b das betreten der fahrbahn und das Spielen gestattet, wenn der 
fahrzeugverkehr dabei nicht mutwillig behindert wird. Der fahrzeugverkehr ist grundsätzlich verboten 
(ausgenommen davon sind der radverkehr, das befahren mit fahrzeugen des Straßendienstes, der 
Müllabfuhr, des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der feuerwehr in Ausübung des Dienstes sowie das 
befahren zum Zwecke des Zu- und Abfahrens und der Parkplatzsuche).

Ob eine Straße als wohnstraße geeignet ist, wird durch die Abteilung für Verkehrsplanung mittels eines 
Kriterienkataloges überprüft (Kriterien siehe tabelle 14). wesentlichstes Kriterium dabei sind die Kfz-
Verkehrsmengen und der Lkw-Anteil sowie die funktion der Straße (Anliegerstraße, Sammelstraße oder 
Hauptverkehrsstraße)
Sind  die  Voraussetzungen  für  eine  wohnstraße  erfüllt,  erfolgt  als  nächster  Schritt  eine Abstim-
mung mit den Interessen der AnrainerInnen. Oft steht der wunsch der bewohnerInnen nach einer wohn-
straße dem Verlust von Parkplätzen und der befürchtung vor vermehrter Lärmbelästigung durch Kinder 
gegenüber. bei der im rahmen der Einführung einer wohnstraße organisierten Informationsveranstaltun-
gen sollte daher auf diese themen speziell eingegangen werden.
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ABBILdunG 26  Ablaufschema Einführung einer wohnstraße (Darstellung: A10/8, 
in Anlehnung an Edegger, 2009)

In der folgenden Abbildung ist das Ablaufschema für die Einführung einer wohnstraße in Graz  
abgebildet.

umsetzung durch Stadt
(Abt. f. Verkehrsplanung)

Anschlusskriterien:
 Schwerverkehr
 Verkehrsbelastung > 100 Kfz/h

Einstufung in Prioritätenliste

befragung der AnwohnerInnen

Detailplanung durch 
Abt. f. Verkehrsplanung

bürgerInnen-
Infoveranstaltung

schriftliche Info der Haushalte

kriterienkatalog

erfüllt

nicht geeignet

nicht erfüllt

sehr geeignet – 
vorrangig

positiv negativ

geeignet – 
nachrangig
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TABELLE 14  Kriterien zur Errichtung einer wohnstraße (Quelle: Edegger 2009)

wesentlich für wohnstraßen ist, dass sie als solche eindeutig vom fließenden Verkehr erkannt werden.  
Sie sollen sich daher gestalterisch vom Straßenbild des übrigen Verkehrsraumes abheben, um Kfz-
LenkerInnen auf die geänderte Situation aufmerksam zu machen. für die Gestaltung der wohnstraße 
wurde von der Abteilung für Verkehrsplanung ein Planungsmodell für eine einfache und kostengünstige 
umwandlung einer Straße in eine wohnstraße entwickelt. folgende Gestaltungselemente sind bei der 
umwandlung einer bestehenden Straße in eine wohnstraße einzusetzen:

   An den Ein- und Ausfahrten: wohnstraßen-Piktogramm, Verkehrszeichen „wohnstraße Anfang“  
bzw. „wohnstraße Ende“, ein- oder beidseitiger betonpoller (je nach zur Verfügung stehendem 
Platz) zur räumlichen Einengung des Straßenraumes und Haifischzahnmarkierung. 

   Stellplätze für Pkw: Markierung von max. 7 Stellplätzen pro 100m. Die Stellplätze sind nach 
Möglichkeit wechselseitig anzuordnen, um eine fahrbahnverschwenkung zu erzeugen.

kriterium Quantifizierung

1. Spitzenstundenverkehr Der zu erwartende Spitzenstundenverkehr beträgt max. 100
Motorfahrzeuge pro Ein- bzw. Ausfahrt, der durchschnittliche tagesverkehr 
höchstens 500 Motorfahrzeuge pro Ein- bzw. Ausfahrt

2. Durchgängigkeit Sackgasse vorhanden

3. Dominanz des nicht 
motorisierten Verkehrs

Der nicht motorisierte Verkehr dominiert gegenüber dem durchschnittlichen 
PKw-belag

4. Überwiegende 
wohnfunktion

Die Anzahl der gemeldeten Anrainer muss mindestens 3-mal so groß sein 
wie die der Arbeitsplätze

5. Altersdifferenzierung Der Anteil der Kinder (0-20 Jahre) und der Pensionisten (> 60 Jahre) soll für 
eine positive beurteilung insgesamt über 40 % liegen

6. fahrlänge Die fahrlänge auf dem kürzesten weg bis zur nächstliegenden Ein- bzw. 
Ausfahrt ist bei durchgehenden Straßen höchstens 250 m, bei Sackgassen 
und Einbahnstraßen höchstens 350 m. Maßgebend für die beurteilung 
ist die fahrlänge bis zur nächstliegenden Ein- bzw. Ausfahrt und nicht die 
effektive Länge der Straße

7. Gehsteig Positive beurteilung, wenn auf mehr als 70 % der Straße kein Gehsteig 
vorhanden ist

8. Hauptstraßenfunktion weniger als 35 % der fahrzeuge, die diese Straße benutzen, sind weder
Anrainer noch besucher

9. ruhender Verkehr Die Anzahl der parallel zur Straße parkenden Autos liegt durchschnittlich bei 
unter 7 Autos pro 100 m Straße
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6.2.3 Shared Space – Gemeinsam  genutzter Mobilitätsraum

Die Stadt Graz hat im Oktober 2011 das erste Shared Space-Projekt umgesetzt.
Shared  Space  ist  ein  grundlegender,  viele  themenbereiche  umfassender  Ansatz  zur Neugestaltung 
des öffentlichen raumes sowohl in politischer und gesellschaftlicher Praxis als auch in räumlicher und 
verkehrstechnischer Planung. Es beruht auf dem Prinzip, dass durch Anwendung des Mischprinzips (alle 
VerkehrsteilnehmerInnen bewegen sich auf einer Verkehrsfläche) ein verkehrsberuhigender Effekt erzeugt 
wird. Anstatt einer regelung mittels Verkehrszeichen wird durch die erhöhte Aufmerksamkeit der Ver-
kehrsteilnehmerInnen untereinander die Verkehrssicherheit erhöht. Das Verkehrsverhalten aller Verkehrs-
teilnehmerInnen wird durch die Gestaltung geprägt. Die Gestaltung hat in partizipativer Planung mit den 
vor Ort betroffenen zu erfolgen.

Es gibt zahlreiche Voraussetzungen für die erfolgreiche Einführung von Shared Space. In jedem fall muss 
die individuelle Situation im städtischen Kontext betrachtet werden, weil Shared Space nur in Zusam-
menspiel mit dem Gebietscharakter und als Ausdruck des Lebens vor Ort erfolgreich sein kann (fGM, 
2011).

Mögliche Einsatzgebiete:
  Städtebauliche Situation: Ortsdurchfahrten in Straßenabschnitten, die eine hohe Verbleibs- oder 
  Verweilfunktion erfüllen - es müssen Potenziale des sozial motivierten Lebens vorhanden sein 
  (Einkaufsgebiete, Schulen, etc.). Ziel: Attraktivierung des raumes, Erhöhung der Aufenthaltsqualität.
  Straßen mit hoher frequenz sowohl an Kfz als auch an fußgängerInnen, bei denen der Kfz- 
  Verkehr eine starke trennwirkung verursacht. Ziel: Verflüssigung des gesamten Verkehrsge-
  schehens auf niedrigem Geschwindigkeitsniveau.
  Verkehrsmittelverteilung vor Ort: hoher Anteil des Nichtmotorisierten Verkehrs gegenüber dem 
  Kfz-Verkehr (z.b. wohngebiete, Einkaufsstraßen etc.) und starke Querungsrelationen entlang der 
  Straße. Ziel: Komfort für fußgängerInnen, Kommunikation, Stärkung des Handels  vor Ort.
  Straßen mit tempo-30-Charakteristik: z.b. mit geringem fahrbahnquerschnitt und beidseitiger 
  dichter wohnverbauung, natürliche Engstellen etc. Ziel: Schaffung eines angemessenen, unmittel-
  bar erkennbaren Quartierscharakters.
  rückbau bei änderung der Straßenkategorie innerorts auf Grund des baus einer umfahrungs-
  straße. Ziel: rückeroberung des öffentlichen raumes als Lebensraum.
  bei unfallhäufungspunkten: durch unübersichtlichkeit oder durch Missachtung von Schutzwegen. 
  Ziel: Einführung einer neuen Kultur der Aufmerksamkeit und der rücksichtnahme (fGM, 2011).

6.3 neuordnung der Querschnittsaufteilung bei Straßensanierungen
bei Straßensanierungen soll die Querschnittsaufteilung zu Gunsten des fußgänger- und radverkehrs 
erfolgen. Das heißt, dass bei Generalsanierungen und -umbauten von überbreiten Straßen nur mehr die 
nach Kapitel 5.2 – Verkehrsraum minimal erforderliche breite für den Kfz- Verkehr hergestellt werden soll.  
Die restlichen flächen sind, je nach Erfordernis, dem fußgänger- und / oder radverkehr zur Verfügung 
zu stellen und die dementsprechend erforderlichen Anlagen herzustellen. Die breiten sind gemäß Punkt 
2.2 bzw. Kapitel 3 auszuführen.
Die Planung der erforderlichen änderungen obliegt der Stadt Graz. Die finanzierung von entstehenden 
Mehrkosten gegenüber der jeweiligen Mindestlösung ist im Einzelfall zu klären.
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6.4 Grüngestaltung
Eine wesentliche Zielsetzung des aktuellen Stadtentwicklungskonzeptes der Stadt Graz stellen der Erhalt 
und der weitere Ausbau des Grünraums als notwendige Voraussetzung für die Sicherung der Lebens-
qualität, dem Ausbau der Naherholung und der Verbesserung des Stadtklimas dar. Konkretisiert werden 
diese Ziele im „räumlichen Leitbild“ sowie im „Grünen Netz“ Graz, welche als handlungsorientierte  
Arbeitsgrundlage für die Stadtentwicklung fungieren. Die umsetzung erfolgt vorwiegend im rahmen der 
bebauungsplanung / Erstellung von bebauungsrichtlinien und der gutachterlichen tätigkeit im 
bauverfahren.
In Zusammenarbeit des Stadtplanungsamtes und der Abteilung für Grünraum und Gewässer wurden die  
freiraumplanerischen Standards als interne richtlinie zur freiraumgestaltung im bauland und als beurtei-
lungsgrundlage für die genannten Verfahren erarbeitet.

Grundsätzlich sind die freiraumplanerischen Standards  in der gegebenen fassung anzuwenden (Stadt 
Graz, Abteilung für Grünraum und Gewässer: freiraumplanerische Standards für die baulandgestaltung, 
2011).

6.4.1 Straßenbäume

  bei Neu-, umbau und Sanierung sollte der Mindestabstand einer  Leitungskünette von der
  baumachse mindestens 1,5 m betragen.
  Entlang von Straßen beträgt der jeweils einzuhaltende Mindestabstand von mittel- und 
  großkronigen bäumen zu Gebäuden 4,5m.

Baumstreifen
Die Mindestnettobreite eines durchgehenden Baumstreifens ohne randleistenfundamente und andere 
technische Einbauten:
  baumstreifen grenzt an sickerfähige Oberfläche: 1,8 m.
  baumstreifen grenzt unmittelbar an versiegelte Oberfläche: mindestens 2,5 m.

baumstreifen sind gegenüber dem fahrbahnniveau erhöht und im Anschluss an den Gehsteig
niveaugleich auszuführen.

Baumscheibe
Die Mindestgröße einer baumscheibe beträgt netto (ohne randleistenfundamente und andere technische 
Einbauten):
  6 m² bei versickerungsfähigem umfeld
  9m² bei versiegeltem umfeld.
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6.4.2 parkplätze abseits des öffentlichen Straßenraumes

  Ab vier KfZ- Stellplätzen ist zumindest ein den Parkplätzen zugeordneter Laubbaum zu pflanzen 
  und dauerhaft zu erhalten.
  Größere Parkplätze sind derart zu gliedern, dass nach jedem 5. Stellplatz zumindest ein 
  mittel- oder großkroniger (Solitär, Hochstamm, 3x verschult, Mindeststammumfang 16/18, 
  gemäß den bestimmungen der Ö-Norm L1110 „Pflanzen, Güteanforderungen, Sortier-
  bestimmungen) fachgerecht zu pflanzen und zu erhalten ist. Die bäume müssen den Stellflächen 
  zugeordnet werden.
  Durch die Gliederung der Parkierungsflächen mit baumpflanzungen können diese besser in das 
  Straßen-, Orts- und Landschaftsbild integriert werden. Damit verbunden werden die negativen 
  Auswirkungen der Versiegelung, wie z.b. Aufheizung, verringert und somit das Kleinklima 
  (Verdunstungstätigkeit, Staubbindung, beschattung) verbessert.
  Die bäume sind durch geeignete Schutzvorrichtungen (z.b. Stelen, stabile Poller und Metallbügel) 
  sowie -einfassungen, hohe randleisten, Parkstände mit bordsteinbegrenzung gegen ein Anfahren 
  dauerhaft zu schützen.
  Die Abstellflächen sind aus versickerungsfähigen belägen herzustellen (Ausnahme: wasserschon- 
  und wasserschutzgebiet). Vegetationsfähige (begrünbare) beläge sind anzustreben.
  Zur beurteilung des bauprojektes hinsichtlich der Einfügung ins Orts- und Landschaftsbild ist ein 
  Außenanlagenplan vorzulegen.

FOTO 11   
baumscheibe
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7  KNOtENPuNKtE

7.1 knotenpunkte ohne Lichtsignalanlage
bei Planungen an Knotenpunkten ohne Verkehrslichtsignalanlage sind grundsätzlich die gültigen Vor-
schriften und richtlinien zu verwenden. Ergänzend zur rVS soll aber die Möglichkeit vorgesehen werden, 
dass in bebautem Gebiet mit vorhandener bestandsbebauung in Ausnahmefällen die Anfahrsichtweite 
beim Sichtkeil mit 2,0 Meter angenommen werden kann.

7.2 knotenpunkte mit Lichtsignalanlage
bei Planungen an Knotenpunkten mit Verkehrslichtsignalanlage sind grundsätzlich die gültigen
Vorschriften und richtlinien zu verwenden. Ergänzend zur rVS wird aber festgelegt:
für die Anordnung einer Verkehrslichtsignalanlage gelten nachfolgende Kriterien (in der angeführten 
reihenfolge):
 1. Verkehrssicherheit
 2. beschleunigung des ÖV
 3. Leistungsfähigkeit der Nebenströme

Die räumgeschwindigkeit von fußgängerInnen wird mit 1,2 m/s festgesetzt, wobei diese aber bei erhöh-
tem bedarf für ältere oder mobilitätseingeschränkte Personen auf 1,0 m/s verringert werden kann. Die 
Grünzeitdauer für fußgängersignale soll mindestens 10s betragen, wobei aber mindestens 2/3 des zu 
querenden weges bei Grün zurück gelegt werden können sollen.
wenn bei einer Kreuzung die Querung für fußgängerInnen und radfahrerInnen in mehreren 
teilabschnitten erfolgt, soll die Signalsteuerung ein Queren der Kreuzung in einem Zug ermöglichen.

7.3 Grundstückszufahrten und Gewerbliche zufahrten
bei Planungen von Grundstückszufahrten sind grundsätzlich die gültigen Vorschriften und richtlinien zu 
verwenden. Ergänzend zur rVS soll aber die Möglichkeit vorgesehen werden, dass in bebautem Gebiet 
die Anfahrsichtweite beim Sichtkeil mit 2,0 Meter angenommen werden kann. bei Zufahrten zu privaten 
Grundstücken soll möglichst eine durchgehende abgesenkte Leiste vorgesehen werden. bei Parkplätzen 
entlang der Straße soll eventuell der Gehsteig im bereich der Zufahrt vorgezogen werden.
bei einem durchgehenden Geh-radweg auf Gehsteigniveau soll dieser nach Möglichkeit im bereich 
von Zufahrten nicht abgesenkt werden, sondern soll die Zufahrtsmöglichkeit durch das Schrägstellen 
der Leiste oder andere geeignete technische Lösungen (z. b. Ankeilen innerhalb des Sicherheitsstreifens) 
ermöglich werden.
bei Grundstückszufahrten mit einem tor soll vor einem tor, das manuell geöffnet werden muss, die 
wartefläche für ein KfZ abseits des Straßenraumes vorgesehen werden.
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8  StrASSENENtwäSSEruNG

Auf Grund der Aktualisierung der Qualitätszielverordnung Grundwasser (Qualitätszielverordnung
Ökologie Oberflächengewässer – QZV Ökologie OG, bundesgesetzblatt, 98. und 99. Verordnung, 
März 2010) ist eine grundsätzliche Lösung und Vorgangsweise erforderlich. Diesbezüglich wird eine 
Arbeitsgruppe gegründet werden.

8.1 Oberflächenentwässerung bei neuanlagen (Versickerungsflächen)
Hangoberflächenwasser müssen mit betrachtet werden, sofern sie vom umbau betroffen sind.  
Die Hangwässer sollten aber gar nicht auf die Verkehrsfläche gelangen.

8.2 Anlagen des ruhenden Verkehrs
OffEN (Klärung durch Arbeitsgruppe)

8.3 Grundstückszufahrten und Gewerbliche zufahrten
Die Entwässerung von Grundstückszufahrten und gewerblichen Zufahrten hat auf Eigengrund zu  
erfolgen.
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9  MObILItätSMANAGEMENt

9.1 Grundsätzliches
„Mobilität beginnt im Kopf“ – das Mobilitätsverhalten spielt in seiner wechselwirkung mit dem um-
feld eine bedeutende rolle. Nachhaltige Mobilität ist ohne Verhaltensänderungen nicht zu erreichen. 
Mobilitätsmanagement stellt eine Möglichkeit dar, Verhaltensänderungen der VerkehrsteilnehmerInnen 
in richtung umweltfreundlicher Mobilität zu erwirken. Im Mobilitätsmanagement wird versucht, Mobilität 
zu ermöglichen und gleichzeitig die belastungen durch den entstehenden Verkehr zu verringern. Es setzt 
dabei direkt bei der Verkehrsnachfrage an. Aufgabe des Mobilitätsmanagements ist die Information, 
Kommunikation, Organisation Koordination und Vermittlung von umweltfreundlichen, nachhaltigen 
Mobilitätsangeboten.
Die Schwerpunkte der Stadt Graz im Mobilitätsmanagement liegen in folgenden bereichen:
  Mobilitätsmanagement für neue städtebauliche Großprojekte
  Schulisches Mobilitätsmanagement
  betriebliches Mobilitätsmanagement

9.2 Mobilitätsmanagement für neue städtebauliche Großprojekte
Die Nutzung neuer Gebäude erzeugt auch zusätzlichen Verkehr, der verträglich für die umgebung 
abgewickelt werden muss. Am besten lässt sich dies bewerkstelligen, wenn die bedürfnisse der künfti-
gen NutzerInnen und der AnrainerInnen von Anfang an in der Planung berücksichtigt werden. Durch 
Mobilitätsmanagement-Konzepte sollen optimale bedingungen für den fußgänger- und radverkehr und 
ein idealer Anschluss an den Öffentlichen Verkehr geschaffen werden, um die negativen Auswirkungen 
des Kfz-Verkehrs so gering wie möglich zu halten und durch die zur Verfügungstellung von Informationen  
zu alternativen Verkehrsangeboten eine bewusstseinsbildung und Sensibilisierung der neuen NutzerInnen 
herbeigeführt werden, andere Verkehrsarten zu nutzen.
Im rahmen von städtebaulichen Verfahren sollen Mobilitätsmanagement-Konzepte (wie zum beispiel der 
„Mobilitätsvertrag Lkh-Quadrant“) berücksichtigung finden (siehe Kapitel 10.1 und Kapitel 10.2).

Die Mobilitätsmanagement-Konzepte sollen zur unterstützung für eine realisierung in den betroffenen 
Abteilungen sowohl in der Planung als auch der umsetzung Anwendung finden.
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9.3 Schulisches Mobilitätsmanagement
Der Grundgedanke von Schulischem Mobilitätsmanagement ist eine möglichst für alle SchulnutzerInnen 
verträgliche Abwicklung des Verkehrs, der durch den Standort Schule hervorgerufen wird, zu erreichen. 
In diesem Sinne sind nicht nur die SchülerInnen die primäre Zielgruppe, sondern darüber hinaus auch 
der Lehrkörper und die Eltern.
Mit Schulischem Mobilitätsmanagement soll erreicht werden, dass
  Schulwege wieder vorwiegend eigenständig und mit umweltfreundlichen Mobilitätsarten 
  zurückgelegt werden;
  Kinder und Jugendliche vermehrt selbstständig sanft mobil unterwegs sind, um ihre
  Mobilitätskompetenzen zu erhöhen und zu stärken;
   bewusstseinsbildende Maßnahmen für alle SchulnutzerInnen durchgeführt werden, um
  eine dauerhafte Verkehrsreduktion und -beruhigung zu erzielen;
  kontinuierlich Informationen über die Zusammenhänge zwischen Mobilität – umwelt – Gesund-
  heit bereitgestellt werden;
  alle SchulnutzerInnen langfristig und nachhaltig für sichere, gesunde und umweltfreundliche
  Mobilitätsarten sensibilisiert werden.

Die Verkehrssozialisation setzt bereits im Kindesalter ein. Zu einem frühen Zeitpunkt wird erlernt, welche 
formen der fortbewegung in der familie und im näheren sozialen umfeld als „selbstverständlich“ gelten. 
Ziel muss es daher sein, vor allem die SchülerInnen von beginn an zu einem umwelt- und gesundheits-
bewussten sowie einem sozial verantwortlichen umgang mit ihrer Mobilität zu erziehen, damit sie als 
Erwachsene dieses positive, umweltfreundliche Mobilitätsverhalten beibehalten.
Die Abteilung für Verkehrsplanung sowie weitere davon betroffene Abteilungen unterstützen Schulen bei 
Aktionen und Maßnahmen zum schulischen Mobilitätsmanagement. unterlagen dazu sind auf der Seite 
der Abteilung für Verkehrsplanung auf www.graz.at/mobilitaetsmanagement zu finden (Stadt Graz, 
Abteilung für Verkehrsplanung 2010: Schulisches Mobilitätsmanagement - Ein Leitfaden zur Stärkung der 
selbständigen Mobilität).

ABBILdunG 27   
Leitfaden „Schulisches Mobilitätsmanagement“ 
der Abteilung für Verkehrsplanung 
(www.graz.at/mobilitaetsmanagement)
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9.4 Betriebliches Mobilitätsmanagement
betriebliches Mobilitätsmanagement ist die systematische, verkehrsträgerübergreifende Organisation 
aller Verkehrswege eines betriebes. Ziel ist die ökonomische und ökologische Optimierung sämtlicher 
Mobilitätsabläufe: Dazu gehören Arbeits- und Dienstwege der beschäftigten, die nachhaltige Erreichbar-
keit des betriebes für KundInnen und GeschäftspartnerInnen, aber auch die effiziente Abwicklung von 
Versand- und Lieferverkehr. Dadurch können unnötiger Verkehr und daraus entstehende Kosten vermie-
den, die umwelt entlastet, die Gesundheit der MitarbeiterInnen gefördert und das Image des unterneh-
mens verbessert werden – viele Gründe, warum betriebliches Mobilitätsmanagement zunehmend an 
Attraktivität gewinnt.
 
Die Abteilung für Verkehrsplanung sowie weitere davon betroffene Abteilungen unterstützen betriebe bei 
Aktionen und Maßnahmen zum betrieblichen Mobilitätsmanagement. unterlagen dazu sind auf der 
Seite der Abteilung für Verkehrsplanung auf www.graz.at/mobilitaetasmanagement zu finden (Stadt 
Graz, Abteilung für Verkehrsplanung 2010: betriebliches Mobilitätsmanagement - Ein Leitfaden zur 
unterstützung umweltfreundlicher wege zur Arbeit).

ABBILdunG 28   
Leitfaden „betriebliches Mobilitätsmanagement“ der Abteilung 
für Verkehrsplanung (www.graz.at/mobilitaetsmanagement )
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10  ANfOrDEruNGEN AN VErfAHrENSAbLäufE

10.1 Verkehrstechnische Gutachten bei städtebaulichen projekten
Im rahmen der gutachterlichen tätigkeit der Abteilung für Verkehrsplanung ist zur möglichst genauen 
Abschätzung der Verkehrswirkung von bauvorhaben, der Ermittlung des Kfz- Stellplatzwertes und zur 
frühzeitigen Abschätzung der erforderlichen Maßnahmen im Mobilitätsbereich die bereitstellung von 
Grundlagen erforderlich:

  bruttogeschoßfläche nach Nutzungen,
  Art der geplanten Nutzungen (so detailliert wie möglich),
  fußwegelänge zu der nächsten ÖV-Haltestelle,
  fußwegelänge zu der nächsten Versorgungseinrichtung des täglichen bedarfs,
  fußwegelänge zum nächsten Kindergarten, der nächsten Volksschule.

wird vom bauwerber / von der bauwerberin ein verbindliches Mobilitätsmanagement-Konzept (siehe 
Kapitel 9 Mobilitätsmanagement) zur reduktion des motorisierten Individualverkehrs vorgelegt, ist im 
Sinne der rVS ein Herabsetzen des Stellplatzschlüssels in Abstimmung mit der Abteilung für Verkehrspla-
nung möglich.

für die neuen NutzerInnen des Areals sind optimale Zugänge über kurze wegeverbindungen zu den 
wichtigsten Zielen (Haltestellen des Öffentlichen Verkehrs, Nahversorger, Kindergärten/Schulen, Grün-
räume/Kinderspielplätze u. dgl.) zu schaffen und für die Allgemeinheit ist die Durchquerung des neuen 
Areals zu ermöglichen. Neue bauvorhaben bieten die Chance, neue Verbindungen im übergeordneten 
Geh- und radwegenetz zu realisieren. Von besonderer bedeutung sind jene wege, die das „Grüne 
Netz“ der Stadt ergänzen oder erweitern. Es soll aber auf jeden fall vermieden werden, dass durch 
neue bauvorhaben zusätzliche barrieren und umwege für fußgängerInnen und radfahrerInnen
entstehen.

Mit dem verstärkten fokus der Graz Linien auf KundInneninformation und Marketing sollen die Graz 
Linien im Zuge von betrieblichen bzw. privaten Verkehrsmanagementvorhaben (z.b. Errichtung neuer 
Siedlungen etc.) frühzeitig eingebunden werden.

Anforderungen an 
Verfahrensabläufe

10

9

8

4

3

5

1

2

1

6

7



Seite 56  |  Verkehrsplanungsrichtlinie der Stadt Graz  |  Stand November 2011

10.2 Grundabtretungen im zuge von Bauvorhaben
Neue bauvorhaben bieten die Möglichkeit, flächen für zukünftige trassen zu sichern oder neue Verbin-
dungen im übergeordneten Geh- und radwegenetz zu realisieren. Im folgenden wird die Vorgehenswei-
se bei Grundabtretungen im Zuge der genannten Verfahren dargestellt.
bei Eckparzellen sind im Zuge von bauvorhaben Grundstücksabtretungen für Eckabschrägungen zur 
Verbesserung der Sichtverhältnisse im Kreuzungsbereich mit zu berücksichtigen. Die Abschrägung hat im 
45°-winkel mit Schenkellängen von 2,0 m zu erfolgen.

10.2.1 unentgeltliche Abtretung im zuge der Erstellung von Bebauungsplänen

  A10/8 legt erforderliche fläche für Grundabtretung und Querschnittsgestaltung in Stellung-
  nahme an A14 fest. Der Straßenaufbau wird vom Straßenerhalter vorgegeben.
  A14 übernimmt regulierung in den bebauungsplan.
  A14 beauftragt A8/4 mit Grundstücksverhandlungen und Vertrag, für den fall, dass keine
  Grundabtretung im bauverfahren vorgeschrieben werden darf.
  A8/4 führt Grundstücksverhandlungen durch und erstellt privatrechtlichen Vertrag. Vertrag wird 
  an A14 übermittelt
  A14 übermittelt bebauungsplan an A17.
  A17 führt bauverfahren durch. bescheid geht an A10/6.
  A10/6 führt die Herstellung der Grundbuchsordnung durch.

10.2.2 unentgeltliche Abtretung bei nicht aufgeschlossenen Grundstücken

  A10/8 legt erforderliche fläche für Grundabtretung und Querschnittsgestaltung in Stellung-
  nahme an A14 fest. Der Straßenaufbau wird vom Straßenerhalter vorgegeben.
  A14 übernimmt regulierung
  A17 stellt baubescheid aus, Übermittlung des bescheides an A10/6.
  Ausbau durch Straßenerhalter nach Klärung der finanzierung.
  A10/6 veranlasst nach fertigstellung des Straßenausbaus die Herstellung der Grundbuchs-
  ordnung.

10.2.3 Entgeltliche Abtretung

  A10/8 legt erforderliche fläche für Grundabtretung und Querschnittsgestaltung fest.
  A14 übernimmt regulierung.
  A17 stellt baubescheid aus, Übermittlung der bescheide an A10/1 und A10/6.
  A10/1 beauftragt A8/4 mit der Einlöse der Grundstücksflächen.
  A8/4 meldet A10/1 und A10/6 erfolgte Einlösung.
  Der Straßenerhalter erhält von A10/1 die Aufforderung, gegenständliche fläche auszubauen
  Straßenerhalter und A10/6 halten Kontakt hinsichtlich der Absteckung der Grundstücksgrenzen.
  Der Straßenerhalter meldet A10/6 die fertigstellung.
  A10/6 veranlasst nach erfolgtem Straßenausbau die Herstellung der Grundbuchsordnung.
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10.3 Übernahme von privatstraßen in das öffentliche Gut
10.3.1 Grundsätzliches

bei öffentlichem Interesse ist eine Übernahme der Privatstraße in das öffentliche Gut einer Servitutsrege-
lung vorzuziehen. Die Überprüfung hat nach dem Anforderungskatalog für Übernahmen zu erfolgen 
(in Ausarbeitung durch Arbeitskreis).

10.3.2 kriterien

  In Ausarbeitung durch Arbeitskreis

10.3.3 Vorgehensweise

  Antrag an A8/4 für Übernahmeverhandlungen
  Abschluss einer privatrechtlichen Vereinbarung durch A8/4 mit EigentümerIn
  Vertragserrichtung durch Präsidialamt
  Herstellung der Grundbuchsordnung durch das Präsidialamt.
 

10.4 Verkehrssicherheitsarbeitsgruppe
Die Verkehrssicherheitsarbeitsgruppe ist geschäftsmäßig der Abteilung für Verkehrsplanung zugeteilt 
und besteht derzeit aus je einem/r VertreterIn des Straßenamtes, der Abteilung für Verkehrsplanung, der 
fachabteilung Gesamtverkehr und Projektierung der Steiermärkischen Landesregierung, des Kuratoriums 
für Verkehrssicherheit und einem externen Ziviltechniker als Konsulent.
Sämtliche Planungen sind grundsätzlich der Abteilung für Verkehrsplanung vorzulegen, die diese dann 
zur Überprüfung hinsichtlich der Verkehrssicherheit der Verkehrssicherheitsarbeitsgruppe vorlegt.
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppensitzungen haben den Charakter einer gutachterlichen Aussage und 
fließen in das nachfolgende straßenpolizeiliche Verfahren (siehe Pkt. 10.7) ein.
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10.5 Straßenrechtliches Verfahren
10.5.1 Erfordernis

Grundsätzliche behördenverfahren bei Gemeindestraßen und öffentlichen Interessentenwegen:
 1. widmung als öffentliche Straße (Verordnung der Gemeinde gem. § 8 Abs 3 LStVG)
 2. Straßenrechtliche bewilligung (bescheid gem. §47) vor Neuanlage, Verlegung und umbau bei 
 allen Gemeindestraßen und öffentlichen Interessentenwegen

Ad 1. Verordnung durch die Gemeinde

Welche Straßenbaumaßnahmen bedürfen einer vorangehenden Verordnung:
  Die Einreihung, Neuanlage, Verlegung , der umbau, die Verbreiterung und wesentliche Ver-
  besserung sowie die Auflassung einer Gemeindestraße oder eines öffentlichen Interessenten-
  weges (§ 8 Abs 3 LStVG).

Welche Straßenbaumaßnahmen bedürfen keiner vorangehenden Verordnung:
  Sämtliche Maßnahmen zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit, wie Straßenerhaltungs- und 
  Instandsetzungsarbeiten (dies auch dann, wenn entsprechend den Erfahrungen der straßenbau-
  technischen wissenschaften der fahrbahn- bzw. Gehsteigunterbau erneuert, vertieft, ausge-
  wechselt wird).
  Die Errichtung, Verbreiterung (auch punktuell z.b. bei fußgängerübergängen, Haltestellen etc.), 
  technische Verbesserung von Gehsteigen.
  Die Verbreiterung der fahrbahn, die Anordnung von Parkkojen, bauminseln etc. auf straßen-
  begleitenden Grünflächen, die schon bisher zum Abstellen von fahrzeugen, für den fußgänger-
  Innenverkehr etc. gedient haben und bereits verordnet sind.

  Der Straßenrückbau (Verschmälerung der fahrbahn zugunsten von Gehwegen, Gehsteigen, 
  Parkkojen, bauminseln, radfahr- bzw. Mehrzweckstreifen, radwegen, Gehwegen, Geh- und 
  radwegen, radfahranlagen, etc.)
  Der umbau von bauminseln, zum beispiel zur Vergrößerung oder Verkleinerung von Parkkojen, 
  zur Verbreiterung von Geh- und radwegen etc.
  Die änderung der breite von fahrstreifen, die Vermehrung oder Verringerung von fahrstreifen, die 
  Anlegung von Schutzwegen, radfahrerüberfahrten, Schutzinseln etc.
  „Straßenbaumaßnahmen“ im Zuge der Verwirklichung von eisenbahn- bzw. baurechtlich be-
  willigten Vorhaben, die bestandteil der Eisenbahnanlage bzw. des bauwerkes sind.
 
bei allfälligen Zweifelsfällen soll der / die AntragstellerIn anhand der Projektunterlagen auf kurzem 
wege die rechtsansicht der bau- und Anlagenbehörde (referat für Straßen- und Eisenbahnrecht)
einholen.
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Ad 2. Straßenrechtliche Bewilligung

Verfahren gemäß §47 LStVG:
Nach erfolgter Kundmachung der Verordnung und Durchführung des Ermittlungsverfahrens iSd § 47 Abs 
1 und Abs 2 LStVG erfolgt die bescheidmäßige Erledigung gemäß § 47 Abs 3 LStVG.

bei bauvorhaben von geringfügigem umfang kann gemäß §47 Abs 2 LStVG von der in Abs 1 vor-
geschriebenen Verhandlung abgesehen werden, wenn dies ohne beeinträchtigung des öffentlichen 
Interesses und des Interesses der beteiligten geschehen kann. Die beurteilung der Geringfügigkeit erfolgt 
anlassbezogen durch die behörde.

für allfällige Zweifelsfälle soll der/die AntragstellerIn anhand der Projektsunterlagen auf kurzem wege 
die rechtsansicht der bau- und Anlagenbehörde (referat für Straßen- und Eisenbahnrecht) einholen.

10.5.2 Erforderliche unterlagen

für das Straßenrechtliche bewilligungsverfahren sind vom Antragsteller folgende unterlagen bei der bau- 
und Anlagenbehörde einzureichen:

  Einreichprojekt, 3fach (1xAkt, 2x A17):
   Lageplan M 1:200 bzw. M 1:500 mit eingeblendetem Kataster, in welchem die Lage der 
   zukünftigen Straße einschließlich randleisten, Gehsteigen etc., sowie Grundstücksnummern 
   und flächenausmaß der abzutretenden Grundstücke ersichtlich sind, bzw. Katasterplan mit 
   eingetragenem Straßenverlauf.
   regelquerschnitt mit fahrbahnaufbau
   flächenaufstellung der für die Anlegung der Straße erforderlichen Grundstücke bzw. Grund-
   stücksteile mit aktuellem Grundbuchsauszug.
   Verzeichnis der durch den Ausbau betroffenen AnrainerInnen (auch öffentliches Gut und
   Landesstraßenverwaltung). AnrainerInnen „über Eck“ sind nicht anzugeben.

  Verordnungsplan 3fach: M 1:500 bzw. M 1:1000, in welchem der gesamte zu verordnende
  Straßenverlauf in einer farbe angelegt ist.

  Abtretungserklärung der im Grundbuch eingetragenen Eigentümer.

  Bei Firmen: Auszug aus dem firmenbuch

befund und Gutachten werden auf Anfrage der bau- und Anlagenbehörde vom/von der Sachverständi-
gen des Straßenamtes erstellt.
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10.6 Straßenpolizeiliches Verfahren
Die Verfahrenshoheit liegt auf Gemeinde- und Landesstraßen bei der Stadt Graz. Die dafür zuständige 
behörde im Sinn der StVO 1960 ist das Straßenamt/Verkehrsreferat. Das Sachverständigenwesen in 
diesem Verfahren wird ebenfalls von diesem referat abgedeckt.
bei Neu- oder umbauten von öffentlichen Verkehrsflächen ist zuvor das Projekt durch die Arbeitsgruppe 
Verkehrssicherheit (siehe Pkt.10.4) begutachten zu lassen.

  notwendige projektunterlagen:
   bodenmarkierungspläne im Maßstab 1:200, wo nur sämtliche dann gültige boden-
   markierungen eingetragen sind, die sonstigen Eintragungen wie z.b. Leitungsführungen sind 
   auszublenden.
   Verkehrszeichenpläne mit genauen Maßen und Verortung der Verkehrszeichen im Maßstab 
   1:200 oder 1:100.

  Ablauf:
   Erarbeitung der Projektunterlagen von der planenden Seite und zeitgerechte Abstimmung mit 
   der Abteilung für Verkehrsplanung.
   Vorlage an die Arbeitsgruppe Verkehrssicherheit zur verkehrssicherheitstechnischen begut-
   achtung durch die Abteilung für Verkehrsplanung und Abstimmung mit dem verkehrs-
   technischen Sachverständigen des Straßenamtes.
   Einreichung der Projektunterlagen bei der Abteilung für Verkehrsplanung, die dann die 
   geprüften und freigegebenen unterlagen dem Straßenamt für das straßenpolizeiliche 
   Verfahren weiterleitet.
   Mündliche Verhandlung – eventuell mit Ortsaugenschein
   Verordnung der bodenmarkierungen und Verkehrszeichen

  Gesetzliche Grundlagen
   StVO 1960
   bodenmarkierungsverordnung
   Straßenverkehrszeichenverordnung

FOTO 12  beispiele für durch Hecken verschmälerte Gehsteige/Gehwege
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10.7  Anbindung von Industrie- und Gewerbegebieten 
an das übergeordnete Straßennetz

bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten und EKZ bzw. baugenehmigungen für Indus-
trie-, Gewerbe- und EKZ-Projekte ist auf eine direkte Anbindung an das höherrangige Straßennetz zu 
achten. Eine Erschließung über Nebenstraßen bzw. wohngebiete ist auf Grund der damit verbundenen 
belastung für die anrainende bevölkerung zu vermeiden.

10.8 Freihaltung von Verkehrsrandflächen von Bewuchs
Öffentliche Verkehrsflächen sind auf Grund der oftmals historischen Entwicklung der Straßenregulierun-
gen in vielen bereichen der Stadt eng bemessen. Deshalb ist es erforderlich, die bestehenden Verkehrs-
räume von weiteren Einengungen, z.b. durch den Einhang von privaten Pflanzungen aus Vorgärten frei 
zu halten. Dies dient
   der Gewährleistung von Mindestbewegungsräumen, auf Grund der betroffenen randlagen meist 
  für fußgängerInnen
  der Verkehrssicherheit durch bessere Sichtbeziehungen

Seitens des Straßenerhalters ist besonderes Augenmerk auf Einhaltung dieser Anrainerverpflichtung zu 
legen und diese im Einvernehmen mit der behörde einzufordern.

folgende Vorgehensweise gibt es zur Einhaltung der Anrainerverpflichtung:
  formlose, schriftliche Verständigung des Anrainers /der Anrainerin durch die Holding Graz 
  Services Straße
  Kommt der Anrainer/die Anrainerin dieser Aufforderung nicht nach, erfolgt eine formlose 
  schriftliche Aufforderung durch das Straßenamt
  Kommt der Anrainer/die Anrainerin auch dieser Aufforderung nicht nach: bescheiderlassung 
  gemäß der StVO durch das Straßenamt
  wird diesem bescheid nicht  folge geleistet: Ersatzvorname durch die  Holding Graz Services
  Straße mit Kostenverrechnung an den Anrainer/die Anrainerin
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ANHANG 1
rEGELQuErSCHNIttE fÜr StrASSEN DEr StADt GrAZ
(Holding Graz, Version 01 – Stand 01/2007)

regelquerschnitte für Straßen der Stadt Graz



 

REGELQUERSCHNITTE FÜR STRASSEN  
DER STADT GRAZ 

Version 01 – Stand 01/2007 



 

TYP 1 - Übergeordnete, hochrangige Straßen
  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 32 binder, 25/55-55, H1, G4        8 cm 
AC 22 binder, 25/55-55, H1, G4        8 cm  
AC 22 binder, 25/55-55, H1, G4        8 cm  

� Asphaltbeton 
AC 11 deck, 45/80-50, A2, G1        3 cm  

Als „Übergeordnete, hochrangige Straßen (Gürtelstraßen)“gelten: 

� Wienerstraße 
� Bahnhofgürtel 
� Eggenbergergürtel  
� Lazarettgürtel 
� Triesterstraße 
� Grabenstraße 
� Schönaugürtel 
� Karlauergürtel 
� A 2Z „Liebenauer Tangente“ 



TYP 2 - Vorrangstraßen mit hochrangigem 
Straßencharakter 

  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 32 binder, 25/55-55, H1, G4        8 cm 
AC 22 binder, 25/55-55, H1, G4        8 cm  

� Asphaltbeton 
AC 11 deck, 45/80-50, A2, G1        3 cm  



TYP 3 - Vorrang-Straßen
  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 32 trag, 70/100, T1, G4        8 cm 
AC 22 trag, 70/100, T1, G4        8 cm  

� Asphaltbeton 
AC 11 deck, 70/100, A1, G1        3 cm  



TYP 4 - Untergeordnete Straßen 
(30 kmh - Zonen, Nebenfahrbahnen, Parkplätze, …) 

  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 22 trag, 70/100, T1, G4        8 cm  
� Asphaltbeton 

AC 11 deck, 70/100, A1, G1        3 cm  

 10 cm 



 

TYP 5 - Gehsteige, Geh- und Radwege  
(ohne bauliche Trennung, innerstädtisch)

  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 16 trag, 70/100, T1, G4      10 cm  
� Asphaltbeton 

AC 4 deck, 70/100, A1, G1                2,5 cm  



 

TYP 6 - Geh- und Radwege, Radwege 
   

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� Bituminöse Tragschichte  

AC 22 trag, 70/100, T1, G4      10 cm 
� Asphaltbeton 

AC 8 deck, 70/100, A1, G1        3 cm  

       



 

TYP 7 - Fußgängerzonen, Plätze 
  

� Unterbauplanum (UP) 
� Ungebundene untere Tragschichte - U.U.TS (KG 0/63 KK)    40 cm  
� Ungebundene obere Tragschichte - U.O.TS (KG 0/32 KK)   10 cm  
� projektsbezogene Oberflächengestaltung mittels: 

- Bituminöser Tragschichte und Deckschichte oder 
   - Plattenbelag in Naturstein oder 

- Plattenbelag in Betonstein oder 
- Sonstiges 
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ANHANG 2
tAKtILE bODENINfOrMAtIONEN
(Magistrat Graz Stadtbaudirektion: richtlinien „barrierefreie Gestaltung 
des öffentlichen raumes, März 2001)
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EINLEItuNG

Im Jahre 1993 wurden vom Gemeinderat der Stadt Graz richtlinien für eine barrierefreie Gestaltung des  
öffentlichen raumes beschlossen. Zu diesem Zeitpunkt war die Entwicklung von Orientierungshilfen für seh-
geschädigte Menschen noch nicht abgeschlossen, sodass für diese Maßnahmen keine verbindlichen Angaben 
gemacht werden konnten.

Mit der ÖNOrM V 2102 „technische Hilfen für sehbehinderte und blinde Menschen, taktile bodeninformati-
onen“, die im Jahre 1997 herausgegeben wurde, stehen nunmehr verbindliche Planungsrichtlinien zur Verfügung. 
Ebenso ist im Handel seit kurzem ein kostengünstiges betonpflaster gemäß ÖNOrM V 2102 für taktile boden-
informationen erhältlich. An der Entwicklung dieses Pflasters war der Odilien-förderverein, der für die Stadt 
Graz als Konsulent für Maßnahmen für sehgeschädigte Menschen tätig ist, maßgeblich beteiligt. bis dahin mussten 
für taktile bodeninformationen teure Natursteinplatten verwendet werden, was deren Einsatz beschränkte.

Mit dem kostengünstigen betonpflaster kann nunmehr einem langjährigen wunsch sehgeschädigter Menschen 
entsprochen werden, grundsätzlich bei allen baumaßnahmen Orientierungshilfen vorzusehen. Dies ist notwendig, 
da immer mehr sehgeschädigte Menschen durch ein gezieltes Mobilitätstraining mit den Grundsätzen des Straßen- 
verkehrs betraut sind und sich selbstständig im öffentlichen raum bewegen.

Durch den generellen Einsatz von taktilen bodeninformationen ist es aber auch möglich, einem ebenfalls 
langjährigen wunsch von rollstuhlfahrerinnen und rollstuhlfahrern zu entsprechen und im bereich der Gehsteig-
absenkung bei Schutzwegen für sie eine rollstuhlrampe mit einer Nullabsenkung vorzusehen. für viele rollstuhl-
fahrerInnen stellt das Mindestmaß von 3 cm, das blinde Menschen für ihre Orientierung benötigen, ein bedeu-
tendes, bei ungünstigen baulichen Verhältnissen auch unüberwindliches, Hindernis dar. Am Kaiser-Josef-Platz, 
einem zentralen Platz im Innenstadtbereich, wurden erstmals Gehsteigabsenkungen mit einer taktilen bodeninfor-
mation für blinde Menschen und einer rollstuhlrampe für rollstuhlfahrerInnnen getestet und von den betroffenen 
als positiv beurteilt.

Die Stadt Graz, die international für innovative Maßnahmen für sehgeschädigte Menschen bekannt ist, hofft, damit 
einen beitrag zur größeren Mobilität von sehgeschädigten und mobilitätsbehinderten Menschen zu leisten.
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tAKtILE bODENPLAttEN

betonpflaster mit Vorsatz und Noppen  
für taktile Leitsysteme gem. ÖNOrM V 2102 
frost- und tausalzbeständig

Länge cm 35

breite cm 35

Dicke cm 8

Gewicht kg / Stk. 22,60

farbe Grau

Sonderfarben weiß, Gelb

nOppEnpLATTE

RILLEnpLATTE

ABMESSunGEn
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tECHNISCHEr bErICHt

Das System der taktilen bodenplatten ist auf 8 cm starke rillen- bzw. Noppenplatten im format 35 x 35 cm 
aufgebaut.
Im regelfall sind betonplatten vorzusehen.
bei Platzoberflächen aus Naturstein sind diese gemäß ÖNOrM V 2102 herzustellen.

taktile bodeninformationen bei Planungen von Plätzen und großflächigen Verkehrsanlagen müssen im Einver-
nehmen mit der Stadtbaudirektion und dem Straßen- und brückenbauamt erfolgen.
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ÜbErSICHt: ANOrDNuNG VON tAKtILEN bODENPLAttEN
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tyPENbLAtt „A“

taktiles Aufmerksamkeitsfeld gemäß ÖNOrM V 2102 

Eine rollstuhlrampe mit einer Absenkung auf 0 cm darf nur in Verbindung mit einem taktilen Aufmerksamkeitsfeld 
für Sehgeschädigte und nur bei Schutzwegen errichtet werden. Die Absenkung zur rollstuhlrampe muss außer-
halb des Aufmerksamkeitsfeldes für Sehgeschädigte erfolgen; im bereich des Aufmerksamkeitsfeldes muss die 
randsteinhöhe 3 cm (-4 cm) betragen. Die rampe ist im Anschluss an den Kreuzungsbereich anzuordnen.
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Fußgängerübergang



Seite 8  |  richtlinien barrierefreie Gestaltung des öffentlichen raumes

Taktile 
Bodeninformationen

11

2

3

4

5

6

tyPENbLAtt „b“

Die Anordnung des taktilen Aufmerksamkeitsfeldes bleibt unverändert, auch wenn der VLSA-Mast, wegen 
unterirdischer Einbauten oder aus anderen Gründen, nicht laut typenblatt aufgestellt werden kann, bzw. ein 
bestehender Mast vorhanden ist. 
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tyPENbLAtt „C“

28
0 

cm

30 cm

+/
- 0

3 
- 4
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m

210 cm

30 cm

Gehlinie

Rillen in Gehrichtung
machen auf Querung
aufmerksam und
zeigen gleichzeitig die
Gehrichtung an.
Bei überbreiten Geh-
steigen L = min 210 cm

Platten können geschnitten
werden

Bei groflem Abstand soll
eine  3. Platte verlegt werden

Rillen senkrecht zur Gehlinie =
parallel zum Schutzweg
warnt vor Gehsteigrand
und Fahrbahn

Anordnung bei Schutzwegen

SchuTzWEG unTER WInkEL 
zuR GEhSTEIGkAnTE
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tyPENbLAtt „D“

Anordnung bei Schutzwegen

SchuTzWEG SEnkREchT 
zuR GEhSTEIGkAnTE

Rillen in Gehrichtung
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Rillen senkrecht zur Gehlinie =
parallel zum Schutzweg
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tyPENbLAtt „E“

Fußgängerübergang mit Radweg

bei fußgängerübergängen mit radwegen sind rollstuhlrampe und radweg nebeneinander anzuordnen.
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tyPENbLAtt „f“
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Fußgängerübergang auf Mittelinsel

FÜR MITTELInSEL BIS 2,50 M BREITE

bei Mittelinselbreiten bis 2,50 m soll das Aufmerksamkeitsfeld durchgehend verlegt werden. bei sehr breiten 
Mittelinseln ist eine Verbindung durch 70 cm breite rillenplatten erforderlich (siehe typenblatt G).

In Sonderfällen sind zum sicheren Auffinden des fußgängerüberganges die Aufmerksamkeitsfelder mit 70 cm 
breiten bodenleitstreifen (rillenpflaster) zu verbinden.
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Verbindung der Aufmerksamkeitsfelder
mit 70 cm breiter Leitlinie

tyPENbLAtt „G“

Fußgängerübergang bei einer haltestelle 
Ausführung für Mittelinsel über 2,50 m breite (bis 2,50 m siehe typenlayout f) 
wartefeld (Noppenpflaster) zum Einsteigen bei der fahrertür, Größe 105 / 105 cm

bei Doppelhaltestellen ist das wartefeld nur bei der 1. Haltestelle auszuführen.
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70 cm 70
 cm

tyPENbLAtt „I“

kreuzungspunkt bei Bodenstreifen 

Kreuzungspunkte von bodenleitstreifen sind mit Noppenpflaster auszuführen.
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tyPENbLAtt „J“

Wartefeld bei haltestellen

200 cm

105 cm

105 cm

40 cm

Gleistrasse oder Bus

0 - m
ax. 30 cm

Gehsteighinterkante
H

al
te

lin
ie

wartefeld aus Noppenpflaster zum Auffinden des Einstiegs bei der fahrertür.

bei Doppelhaltestellen nur bei der ersten Haltestelle.
Anordnung des Leitstreifens aus rillenpflaster nur bei Haltestellenkaps oder Gehsteigen über 2,00 m breite,  
wenn die Gehsteigkante über eine lange Strecke geradlinig verläuft (nicht in Kreuzungsbereichen und bei Plätzen).
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tyPENbLAtt „1“

Mastfundament
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tyPENbLAtt „2“

peitschenmastfundament
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INHALtSVErZEICHNIS

Blatt 1: Übersichtsplan für die haltestellenanordnung

   Übersichtsplan links: busbucht nach Schutzweg 
   Übersichtsplan Mitte: Kaphaltestelle vor Schutzweg mit Mittelinsel 
   Übersichtsplan rechts: Kaphaltestelle vor Schutzweg

Blatt 2: Übersichtspläne für Querschnittstypen von kaphaltestellen

   o.l.: Haltestelle ohne wartehaus 
   o.r.: Haltestelle mit wartehaus (kurze Seitenwand) 
   u.l.: Haltestelle mit wartehaus (lange Seitenwand) 
   u.r.: Haltestelle mit wartehaus (seitl. Vitrine)

Blatt 3: Querschnitt: haltestelle ohne neubau der Standspur

   wartehaus mit Vitrine und Mindestabstand zur Hausmauer, Kasseler Sonderbordstein lt. 
   Herstellerangaben verlegt und 3 reihen Steinpflaster auf unterbeton als Abschluss

Blatt 4: Querschnitt: haltestelle mit gepflasterter Standspur (Verwendung bei busspuren)

   wartehaus mit Vitrine und Mindestabstand zur Hausmauer, Kasseler Sonderbordstein lt.  
   Herstellerangaben verlegt und betonverbundstein allseitig eingespannt (wellenverbund)

Blatt 5: Querschnitt: haltestelle mit hochstandfestem Asphalt

   wartehaus mit Vitrine und Mindestabstand zur Hausmauer, Kasseler Sonderbordstein lt.  
   Herstellerangaben verlegt und 3 reihen Steinpflaster auf unterbeton im Anschluss 
   hochstandfester Asphalt mind. 5m vor und nach der Haltestelle

Blatt 6a: Lageplan - haltestelle in Busspur mit Wartehaus

   Haltestelle mit wartehaus und lnfostele und den notwendigen Abständen und Abmessungen;   
   gepflasterter Haltestellenbereich

Blatt 6b: Lageplan - haltestelle in Busspur ohne Wartehaus

   Haltestelle mit Sitzgelegenheit und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 7a: detaillageplan: kaphaltestelle mit Wartehaus

   Haltestelle mit wartehaus und lnfostele und den notwendigen Abständen und Abmessungen
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Blatt 7b: detaillageplan: kaphaltestelle ohne Waftehaus

   Haltestelle mit Sitzgelegenheit und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 7c: detaillageplan: kaphaltestelle mit Wartehaus bei eigener Busspur

   Haltestelle mit wartehaus und lnfostelle und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 7d: detaillageplan: kaphaltestelle ohne Wartehaus bei eigener Busspur

   Haltestelle mit Sitzgelegenheit und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 8: detaillageplan: Busbucht mit Wartehaus

   Haltestelle mit wartehaus und lnfostelle und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 9: detaillageplan: haltestelle in Längsparkspur

   Haltestelle mit Sitzgelegenheit und den notwendigen Abständen und Abmessungen

Blatt 10: Längenschnitt

   Mit den notwendigen Abständen und Höhen
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rEGELPLAN EINfACHHALtEStELLE StrASSENbAHN
(Stadt Graz Abteilung für Verkehrsplanung und Holding Graz Linien, Oktober 2010)
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(Holding Graz Linien, Version 1.03, August 2008)
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ANHANG  6
LEItfADEN MObILItät fÜr bAuVOrHAbEN
(Stadt Graz Abteilung für Verkehrsplanung, August 2009)

Leitfaden Mobilität für bauvorhaben
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3LEITFADEN MOBILITÄT FÜR BAUVORHABEN

Neue Wohnstätten, Betriebe, Ein-
kaufs-, Freizeit- oder Bildungsein-
richtungen müssen von den Nut-
zerInnen sicher und komfortabel 
erreicht werden können. Dies gilt 
besonders für FußgängerInnen und 
RadfahrerInnen sowie für Bus- und 
StraßenbahnbenützerInnen.  

• Anlage von Pkw- und Fahrrad-Stellplätzen

• Innovative Mobilitätsservices, die in das 
Immobilienangebot integriert sind

• Bereitstellung von Mobilitätsinformatio-
nen für künftige NutzerInnen

Der Leitfaden soll Nutzen für alle Beteiligten 
erzeugen. Er enthält Maßnahmen, die

• leicht umsetzbar sind, wenn sie von An-
fang an mitgeplant werden;

• geringe bzw. keine Mehrkosten erzeu-
gen oder im Idealfall Kostenersparnis 
bedeuten;

• den Standort attraktiver machen bzw. 
leistbarere Einheiten für NutzerInnen 
schaffen;

• die Aufenthaltsqualität am Gelände und 
im Umfeld verbessern;

• die Sicherheit und Gesundheit künftiger 
NutzerInnen fördern und

• mit den geltenden Richtlinien für Ver-
kehrs- und Straßenwesen (RVS) im Ein-
klang stehen.

Der Leitfaden soll natürlich auch dazu bei-
tragen, die verkehrspolitischen Zielsetzun-
gen der Stadt Graz zu unterstützen. Diese 
sehen vor den Anteil des FußgängerInnen-, 
Rad- und Öffentlichen Verkehrs zu erhöhen 
und den Anteil des motorisierten Individu-
alverkehrs zu verringern.

Es ist also das erklärte Ziel, eine WIN-WIN-
WIN Situation zwischen NutzerInnen, Bau-
trägerInnen und der Stadt Graz aufzubauen.

Ein Leitfaden für Bauvorhaben

Die Nutzung neuer Gebäude erzeugt auch 
zusätzlichen Verkehr, der verträglich für die 
Umgebung abgewickelt werden muss. Am 
besten lässt sich das bewerkstelligen, wenn 
die Bedürfnisse der künftigen NutzerInnen 
und der AnrainerInnen von Anfang an in die 
Planung einbezogen werden.

Die Realisierung größerer Bauvorhaben 
wird immer mehr durch Kapazitätsgren-
zen im motorisierten Verkehrsbereich 
erschwert.

Dieser Leitfaden richtet sich an InvestorIn-
nen, Errichtungsgesellschaften, Baugenos-
senschaften und PlanerInnen, die größere 
Bauvorhaben in Graz umsetzen wollen.

Es werden Informationen zu folgenden The-
men aufbereitet:

• Zugänglichkeit und Durchlässigkeit des 
Areals



4 LEITFADEN MOBILITÄT FÜR BAUVORHABEN

Straße, starker Verkehr

Nebenstraße

Fuß-/Radweg, Bestand

Urbaner Platz

Neue Baukörper

Wichtige Fuß-/ 
Radwegverbindung

Modellfall 2, Lückenschluss in sehr dicht verbautem städtischem Gebiet:
Ein Lückenschluss auf einer Parzelle, die zwei Straßen verbindet, bietet die 
Möglichkeit, das vorhandene Wegenetz konsequent fortzusetzen.

Modellfall 1,  Blockverbauung im dichten innerstädtischen Wohngebiet: 
Bei der Anordnung von neuen Baukörpern werden vorhandene Wegeverbindungen fortgesetzt und aneinander ange-
bunden, um die gewünschte Maschenweite von ca. 100 m zu erreichen. Es entsteht ein Gewebe von Wegen, das städti-
sche Plätze und Grünräume verbindet und FußgängerInnen und RadfahrerInnen die Möglichkeit gibt, sich jenseits von 
stark befahrenen Straßen zu bewegen.

Straße, starker Verkehr

Nebenstraße

Fuß-/Radweg, Bestand

Urbaner Erholungsraum

Neue Baukörper

Wichtige Fuß-/ 
Radwegverbindung

Bestehende Gebäude

Schule

Nah- 
versorger

Naherholung

Schule

Nah- 
versorger

Nah- 
erholung

Spiel- 
platz

Zeichnung: FGM 2009

Zeichnung: FGM 2009



5LEITFADEN MOBILITÄT FÜR BAUVORHABEN

Wegenetze und Zugänglichkeit

um eine attraktive Gehstrecke handelt. Eine 
abwechslungsreiche Gestaltung und Be-
grünung sowie das Vorhandensein interes-
santer Details am Wegrand lassen den Weg 
kurzweiliger erscheinen. 

Öffentliche Wege

Neue Bauvorhaben bieten auch die Chan-
ce, neue Verbindungen im übergeordneten 
Geh- und Radverkehrsnetz zu realisieren. Es 
soll aber auf jeden Fall vermieden werden, 
dass durch neue Bauvorhaben zusätzliche 
Barrieren und Umwege für FußgängerIn-
nen und RadfahrerInnen entstehen. Von 
besonderer Bedeutung sind jene Wege, die 
das „grüne Netz“ der Stadt ergänzen oder 
erweitern. Ob ein Weg der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden soll, wird im 
Rahmen des Bauvorhabens geprüft.

FußgängerInnen und RadfahrerIn-
nen sind umwegempfindlich und 
möchten ihre Ziele leicht und di-
rekt erreichen. Anzustreben sind 
deshalb dichte Wegenetze für diese 
VerkehrsteilnehmerInnen. Diese sol-
len bereits bei Planungsbeginn mit-
bedacht werden. 

Für den Fußverkehr wird eine mittlere „Ma-
schenweite“ von etwa 100 m empfohlen, 
für den Radverkehr eine von 200-500 m.  
Das Netz sollte den Wunschlinien des Fuß-
gängerInnen-Verkehrs folgen und damit 
wichtige Ziele innerhalb und außerhalb des 
Planungsgebietes auf den kürzesten Wegen 
erreichbar machen.

Wichtige Ziele, die nahe und gut erreich-
bar sein müssen, sind:
• Haltestellen des Öffentlichen Verkehrs
• Sammelgaragen
• Nahversorger
• Parks / Grünräume / Kinderspielplätze
• Kindergärten / Schulen

NutzerInnen des Areals sind optimale Teil-
nahmemöglichkeiten und Zugänglichkeiten 
über kurze Wegeverbindungen zu schaffen 
und für alle ist die Durchquerung des neuen 
Areals zu ermöglichen. 
Bei kleinen Grundstücken sind potentielle 
Konflikte zwischen einem Durchgangsweg 
und der Nutzung im Areal z. B. durch Kinder-
spielflächen zu vermeiden, indem die Durch-
fahrt am Rand des Areals angelegt wird. Bei 
größeren zu verbauenden Arealen sind meh-
rere Durchgangsmöglichkeiten vorzusehen.

Neben einer direkten Verbindung spielt 
auch die attraktive Gestaltung der Wege 
eine entscheidende Rolle. Untersuchungen 
zeigen, dass die Gehzeit und die Distanz 
kürzer eingeschätzt werden, wenn es sich 

Einen Weg für die Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen, kann auf zwei Arten erfolgen:
•	 Übernahme in das öffentliche Gut: 

Besteht ein öffentliches Interesse an der 
Wegverbindung, so ist die Stadt Graz be-
strebt, den Weg in das öffentliche Gut zu 
übernehmen. Haftung,  Pflege (Winter-
dienst) und Erhaltung liegen damit im 
Verantwortungsbereich der Stadt Graz. 
Die bauliche Ausführung dieser Wege 
muss nach den Standards öffentlicher 
Fuß- und Radwege erfolgen – dies gilt 
auch für die Beleuchtung.

•	 Servitut:  
Der/die GrundeigentümerIn des Weges 
räumt mittels Vertrag der Öffentlichkeit 
ein kostenloses Benützungsrecht ein. 
Haftung, Pflege (Winterdienst) und Er-
haltung bleiben im Verantwortungsbe-
reich des/der GrundeigentümerIn.

Welche Variante gewählt wird, ist jeweils 
im Anlassfall festzulegen.

Auskünfte: verkehrsplanung@stadt.graz.at 
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Pkw-Stellplätze

Platzierung
• Der Pkw-Stellplatz-Bedarf ist grundsätz-

lich außerhalb des öffentlichen Straßen-
raumes abzudecken. Eine Unterbringung 
in bzw. die Errichtung von Sammelgara-
gen wird empfohlen (eine Sammelgara-
ge ist eine zentrale Garage für mehrere 
Wohnbauten, wodurch Stellplätze direkt 
bei den  Wohnhäusern ersetzt werden).

• Ausnahmen wie der Bedarf für Lade-
tätigkeit und Kurzzeitparken sind nut-
zungsabhängig nachzuweisen. 

• Die Entfernung zur Sammelgarage soll 
im Schnitt nicht kürzer sein als zwischen 
Ausgangs- oder Zielort und der Halte-
stelle des Öffentlichen Verkehrs (ÖV), um 
die Chancengleichheit zwischen diesen 
Verkehrsmitteln zu wahren.

Eine ausgewogene Parkraumbereit-
stellung ist ein wirksames Instrument 
zur Steuerung des Verkehrsverhal-
tens. Diese erfolgt entweder über 
Lage und Anzahl der angebotenen 
Parkplätze als auch über Parkraum-
management mit Kriterien für die 
Parkraumvergabe und Bewirtschaf-
tung des Parkraums.

Die zu errichtende Anzahl der Mindeststell-
plätze ist im Steiermärkischen Baugesetz 
festgelegt (§ 71ff).

Die nachfolgenden Themen „Platzierung 
und Systemwirkung“ sind den Richtlinien für 
Verkehrs- und Straßenwesen, RVS 03.07.11: 
Organisation und Anzahl der Stellplätze für 
den Individualverkehr, entnommen.

Platz

Straße

Sammelgarageneuer Weg

Bestand Fuß-/Radweg

Modellfall 3, Neuerschließung eines 
Wohnquartiers:

Modellannahme; eine Straßenanbindung an das Stadtzentrum mit der Möglichkeit der ÖV-Anbindung  (hier 
im östlichen Bereich); westlich eine attraktive Wegeverbindung für FußgängerInnen und RadfahrerInnen; 
eine Kantenlänge des zur Verfügung stehenden Grundstücks von maximal 300 m. Das skizzierte Modell zeigt 
eine Kombination der ÖV-Anbindung mit der Situierung einer Hochgarage (Sammelgarage), die platzartige 
straßenunterbrechende Anbindung, eventuell kommerzielle Nutzungen in diesem Bereich und dadurch die 
Möglichkeit, ein autofreies Wohnquartier zu etablieren. Die interne Erschließung des Wohnquartiers bietet 
zugleich Anbindungen an das vorhandene Fuß- und Radwegenetz. Je nach Lage von Attraktionen können 
Anbindungen der Punkte D und A von besonderer Bedeutung sein. 

Zeichnung: FGM 2009

Prinzip der gleichen Entfernung 
zum Auto und zur Haltestelle
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Berücksichtigung der Systemwirkung

Der Stellplatz-Bedarf ist immer im Zusam-
menhang mit einer Parkraumbilanz für 
Stadtteile und dem Gesamtverkehrssystem 
(Erschließung durch FußgängerInnen, Rad- 
und Öffentlichen Verkehr) zu behandeln. 

Wenn die Umstände es zulassen, wird die 
rechtlich abgesicherte Mehrfachnutzung 
von Stellplätzen ausdrücklich empfohlen. 

Bei Planungen für autofreie Siedlungen und 
bei guter Erschließung mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln kann die Anzahl der Pkw-Stell-
plätze auf bis zu 10 % der angegebenen 

Richtwerte verringert werden.  Im Falle des 
autofreien Wohnens sind privatrechtliche 
Verträge zwischen BauträgerInnen, Nutze-
rInnen und der Stadt Graz abzuschließen.

Bei der Umsetzung von evaluierten Mobili-
tätsmanagement-Maßnahmen und gleichzei-
tiger Reduktion des motorisierten Individual-
verkehrs sieht die RVS ebenfalls Nachlässe bei 
der Pkw-Stellplatz-Vorschreibung vor. 

In Österreich sind ca. 1 % aller Pkw auf be-
hinderte Personen zugelassen. Der Stell-
platz-Grundwert für Behinderte ergibt sich 
folglich mit 1 % der Werte aus der Tabelle.

1) In der Tabelle sind die Stellplatzwerte innerhalb der Stadt Graz, entsprechend den Nutzungen und der Lage 
zusammengefasst. Die Stellplatzwerte sind als Richtwerte zu sehen, die an das Gesamtverkehrssystem und 
die vorhandenen Rahmenbedingungen noch anzupassen sind.

1. Wohnbauten

Kernbereich
kernnaher 

Bereich
Randgebiet

Adaptierung für Graz: 
Pkw-Stellplatzanzahl pro

2. Industrie- und Gewerbebetriebe

> Personal 0,12 0,24 0,36 Arbeitsplatz

> BesucherInnen 0,03 0,05 0,08 Arbeitsplatz

3. Dienstleistungsbetriebe

> Personal 0,12 0,24 0,36 Arbeitsplatz

> BesucherInnen-Gruppe „intensiv“ 0,08 0,15 0,25 Arbeitsplatz

> BesucherInnen-Gruppe „nicht intensiv“ 0,06 0,12 0,18 Arbeitsplatz

4. Verkaufsgeschäfte

> Personal 0,38 0,75 1,13 100 m2 Verkaufsfläche

> KundInnen-Gruppe „intensiv“ 1,5 3,00 5,00 100 m2 Verkaufsfläche

> KundInnen-Gruppe „nicht intensiv“ 0,6 1,20 1,80 100 m2 Verkaufsfläche

5. Gastbetriebe

> Restaurants 0,05 0,10 0,15 Sitzplatz

> Hotels 0,08 0,15 0,23 Bett

6. Veranstaltungsstätten

> Theater, Konzertsäle, Kinos, Stadien 0,05 0,10 0,15 Sitzplatz

> Diskotheken 0,08 0,15 0,23 Sitzplatz

7. Öffentliche Bauten

> Kindergärten, Horte, Schulen 0,15 0,30 0,45 Gruppenraum/Klasse

> Akutkrankenanstalten 0,08 0,15 0,23 pro Bett

8. Heime (Studenten/Angestellte) 0,08 0,15 0,23 Bett

1 pro 70-90  m²  Bruttogeschoßfläche

Richtwerte für die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für Graz 1)
Quelle: RVS 03.07.11
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Abstellplätze für Fahrräder

Das Angebot an geeigneten Radab-
stellanlagen an den Ausgangs- und  
Zielorten des Radverkehrs ist ein we-
sentlicher Beweggrund für die Nut-
zung des Fahrrades, vor allem wenn 
die Abstellplätze näher und besser 
zu erreichen sind als jene für Pkw.

Die Planung von Abstellanlagen sollte sich 
stets an folgende Kriterien orientieren: 

• Erreichbarkeit: direkt bei Ausgangs-/Ziel-
ort, behinderungsfrei, fahrend erreichbar

•  Größe: genügend Platz fürs Ein- und 
Ausparken, ausreichende Anzahl an 
Stellplätzen

• Komfort: stabile Fahrradständer, gute Be-
leuchtung, Witterungsschutz

• Sicherheit: Schutz vor Diebstahl und Van-
dalismus

Lage
RadfahrerInnen stellen ihr Fahrrad so nahe 
wie möglich beim Ziel ab, daher müssen Ab-
stellanlagen unmittelbar am Eingang errich-
tet werden - auch zur Vermeidung von „wil-
dem“ Parken. Der Abstellplatz muss fahrend 
erreicht werden können. Stufen, Absätze, 
enge Zufahrtswege sind zu vermeiden. 

Fahrradständer
Ein  Fahrradständer soll folgende Kriterien 
erfüllen:
•  sicherer und fester Stand des Rades (auch 

beim Beladen und mit Kind im Sitz)
•  bequem und einfach benutzbar, ver-

ständliches Prinzip
•  Abschließen des Rahmens sowie Vorder- 

und Hinterrades 
•  geeignet für verschiedene Abmessun-

gen, Lenkerformen, Reifendimensionen
•  geringe Gefahr für Beschädigungen, Ver-

letzungen und Vandalismus
•  attraktives Erscheinungsbild
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Ein Abstand zwischen den Fahrrädern von 80 cm 
wird empfohlen, bei höhenversetzter Anordnung 
kann auf einen Abstand von 60 cm reduziert wer-
den. Zu enge Abstände sollen wegen Beschädi-
gungsgefahr vermieden werden.

Platzbedarf

Die beliebtesten Radständer der Grazer:

2008 wurden von 
der Grazer Bevöl-
kerung verschie-
dene Fahrradstän-
der getestet. 

Die hier abgebil-
deten Typen be-
kamen die beste 
Bewertung.

Das Land Steier-
mark fördert die Er-
richtung von Fahr-
radabstellplätzen.

Näheres auf:  www.radland.steiermark.at
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Wichtig beim Wohnen:
•		nahe	Eingang	/	Eingängen
•		fahrend	erreichbar	
•		Stellplätze	auf	Erdgeschoßniveau
•		abschließbar
•		Witterungsschutz	–	Überdachung
•		BesucherInnenplätze	gut	einsehbar
•		Platz	für	Radanhänger	/	Trailerbikes
•		Auflademöglichkeiten	für	 

Elektrofahrräder

Wichtig bei Einkauf und Besuch:
•		nahe	Eingang	 /	 Eingängen	und	gut	

sichtbar
•		fahrend	erreichbar	
•		Ständer	mit	gutem	Halt	für	Einkäufe

Wichtig am Arbeitsplatz:
•		sichere	und	bequeme	Zufahrt	
•		nahe	Eingang	/	Eingängen
•		überdacht	(mindestens	50	%)
•		Rahmen	anschließbar
•		Umkleideraum	und	Duschen
•		Auflademöglichkeiten	für	 

Elektrofahrräder

Fahrrad-Selbsthilfestationen erfüllen 
das Ziel, jederzeit ein funktionstüchtiges,  
sicheres und leicht laufendes Fahrrad ver-
fügbar zu haben. 

Jede Selbsthilfestation sollte folgende Aus-
stattung haben:
• Luftpumpe oder Kompressor
• Kettenöl
• Werkzeug – um Mehrfachbenutzung zu 

garantieren – mit einem einziehbaren 
Seilzug festgemacht 

Gute Fahrradplätze im Wohnbau oder im Be-
triebsgelände werden durch Schließfächer 
für Helm, Regenschutz etc. sowie Service-
einrichtungen ergänzt. Idealerweise stehen 
ein Wasseranschluss und ein Anschluss für 
das Laden der Akkus von Elektrofahrrädern 
zur Verfügung. 

Wichtig bei Schulen:
•		verkehrssichere	Zufahrten
•		fahrend	erreichbar	
•		gut	einsehbar	(kein	Keller)	
•		breit	genug	für	leichtes	Ein-	und	

Ausparken
•		überdacht	und	diebstahlsicher

Quelle: RVS 03.07.11

Art der Nutzung
Mindestanzahl 

der Stellplätze

Wohnungen allgemein 
1 je 50 m

2 

Bruttogeschoßfläche

Für BesucherInnen von 

Privatwohnungen
1 je 300 m

2 

Bruttogeschoßfläche

Heime 1 je 2 Betten

BesucherInnen von Wohnheimen 1 je 5 Betten

Krankenhäuser 1 je 4 Betten

Kindergärten, Kindertagesstätten
1 je 10 

Kindergartenplätze

Schulen
1 je 5 

Ausbildungsplätze

Hochschulgebäude 1 je 8 Studierende

Arbeitsplätze 1 je 5 Arbeitsplätze

Geschäfte für Waren 

des täglichen Bedarfes 
1 je 25 m

2 

Verkaufsfläche

Einkaufszentren und 

SB-Warenhäuser für die 

Nahbereichsversorgung 

1 je 50 m
2 

Verkaufsfläche

Wochenmarkt 1 je Marktstand

Dienstleistungsbetriebe 

„kundenintensiv“
1 je 25 m

2 

Verkaufsfläche

Dienstleistungsbetriebe

„nicht kundenintensiv“
1 je 45 m

2 

Verkaufsfläche

Sportplätze, Sporthallen, 

Freibäder, Tennisplätze etc.

1 je 5 

Garderobenkästchen

Hallenbäder, Fitness-Studios, 

Saunen, Solarien

1 je 10 

Garderobenkästchen

sonstige Versammlungsstätten 

(Kinos, Kirchen, Vortragssäle)

1 je 10 

BesucherInnen-Plätze

Gaststätten 1 je 8 Sitzplätze

Hotels und Pensionen 1 je 20 Betten

Jugendgästehäuser, -herbergen 1 je 10 Betten

Orientierungswerte

zur Ermittlung der Mindestanzahl

der Fahrradstellplätze 
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Integrierte Mobilitätsservices 
zur Pkw-Reduktion

sollte, angeschafft und wie beispielsweise 
die Spielplatzausstattung von den Bewoh-
nerInnen über die Betriebskostenabrech-
nung finanziert werden.

Für Betriebe wäre in Analogie dazu ein Fuhr-
park von Dienstfahrrädern einzurichten.

Car Sharing

Es handelt sich dabei um eine Form der 
Kurzzeit-Autovermietung, bei der die Nut-
zung des Autos nach Zeit und Kilometer 
abgerechnet wird. Car Sharing bietet einen 
Zugang zur Pkw-Nutzung, ohne selbst ein 
Auto besitzen zu müssen. Abgesehen von 
einem Mitgliedsbeitrag fallen Kosten nur 
dann an, wenn gefahren wird – damit bleibt 
die Wahlfreiheit gegenüber anderen Ver-
kehrsmitteln erhalten, da das Auto nicht aus 
Fixkosten- bzw. ökonomischen Gründen für 
die meisten Wege gewählt werden „muss“. 

Car Sharing-Standplätze bieten sich bei 
Sammelgaragen an und vermindern die 
Anzahl der benötigten Pkw-Standplätze.

Der Mitgliedsbeitrag kann in den Kaufpreis 
der Wohnung integriert werden.

ÖV Langzeit-Ticket

Ein ÖV-Ticket für 10 oder mehr Jahre wird in 
den Kaufpreis der  Wohnung integriert. Dieses 
Modell ist auch für MieterInnen-Wohnungen 
geeignet: VermieterInnen / Hausverwaltun-
gen treten als Großkäufer bei den Verkehrs-
betrieben auf und geben die verhandelten 
Vergünstigungen an die MieterInnen weiter.

Auskünfte: office@verbundlinie.at

Bonus-Fahrrad

Die Bereitstellung eines Fahrrades wird mit 
Wohnungsübergabe für einen Zeitraum 
von 20 oder mehr Jahren inklusive Wartung 
in den Kaufpreis der Wohnung integriert. 
Dies kann auch ohne Zeitbegrenzung auf 
Mietwohnungen angewendet werden – das 
Fahrrad wird dann monatlich mit der Miete 
bezahlt.

Fahrrad-Pools

Für die Wohnnutzung empfiehlt sich die An-
schaffung von Fahrrad-Pools. Der Fuhrpark 
kann folgende Fahrzeuge umfassen:

• Laufräder, die es kleinen Kindern erleich-
tern, das Radfahren zu erlernen

• Fahrradanhänger zum Transport von 
Einkaufsgut oder für Radausflüge

• Trailerbikes für aktiven Kindertransport

• Lastendreiräder für Einkäufe oder den 
Kindertransport

Die Fahrzeuge können über einen Leasing-
vertrag, der auch die Wartung inkludieren 

Analog zur Errichtung von Pkw-
Stellplätzen beim Bau einer Immo-
bilie sollen zukünftig langfristige 
Mobilitätsservices als Ersatz für Pkw-
Stellplätze angeboten werden. 
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Fahrradselbsthilfestationen gibt es in Graz am Bahn-
hof, im Innenhof des Rathauses (Bereich Eingang 
Schmiedgasse) und bei der TU Graz, Infeldgasse

Lieferboxen

Lieferboxen sind stabile, verschließbare Bo-
xen mit oder ohne Kühlung für Lieferungen 
von Lebensmitteln und anderen Waren des 
täglichen Bedarfs.  Diese können vom je-
weiligen Lieferanten mit entsprechendem 
Zugangscode / Schlüssel befüllt werden. Es 
ist aber auch möglich, dort Waren für eine 
Abholung zu deponieren, wie z. B. Wäsche, 
die von einem Service abgeholt wird.

Integrierte Betriebsangebote

Selbsthilfestationen (siehe Kapitel Abstell-
plätze für Fahrräder) sind auch für Betriebe 
erforderlich. Fahrradfreundliche Betriebe 
bieten ihren MitarbeiterInnen zusätzlich:

• Duschen und Umkleidemöglichkeiten

• Fahrradwaschanlagen als innovatives Zu-
satzservice

Die Servicestation sollte an wenig vandalis-
musgefährdeten Orten aufgestellt werden.

Fahrrad-Check und Tauschbörsen

Für Siedlungen oder Betriebe kann 1-2mal 
pro Jahr ein Fahrradchecktag durchgeführt 
werden. Das heißt, an diesem Tag können 
die BewohnerInnen bzw. ArbeitnehmerIn-
nen ihr Rad vor Ort von Fahrradprofis war-
ten und gegebenenfalls reparieren lassen.  
Eine andere Variante stellt auch die Selbst-
hilfe unter fachlicher Anleitung dar.

An diesem Tag können auch Tauschbörsen 
für Mobilitätsartikel (Fahrräder, Kinderrä-
der, Zubehör, Scooter, Rollerskates, etc.) an-
geboten und damit  die Verfügbarkeit von 
umweltfreundlichen Fahrzeugen verbessert 
werden.
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Kinder brauchen ein Fahrrad entsprechender Grö-
ße – auf Fahrrad-Tauschbörsen können Eltern kos-
tengünstig ein passendes Fahrrad anschaffen. 
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Information zur Erreichbarkeit

Untersuchungen zeigen, dass etwa 20 % 
derjenigen Personen, die nie den Öffentli-
chen Verkehr nutzten, zuwenig Information 
darüber hatten. 

Oft werden auch die unterschiedlichen 
Wahlmöglichkeiten im Bereich Mobilität 
verzerrt wahrgenommen: Fußwege werden 
länger eingeschätzt als sie tatsächlich sind, 
Regenwetter wird häufiger vermutet als es 
tatsächlich eintritt, Staßenbahnfahrten wer-
den für länger dauernd gehalten als sie tat-
sächlich sind usw. 

Informationen zur Erreichbarkeit 
von Nahangeboten im Umfeld des 
zu bebauenden Areals und zur Ver-
netzung mit anderen NutzerInnen 
am Areal sind wichtig.
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20 Fahrzeiten
in Minuten

Gültig vom 06.09.2008 bis 10.07.2009. Alle Angaben ohne Gewähr.

Montag - Freitag Samstag Sonn- und Feiertag

4 34 50

5 10 30 50

6 00 10 20 30 43 53

7 03 13 23 33 43 53

8 03 13 23 33 43 53

9 03 13 23 33 43 53

10 03 13 23 33 43 53

11 03 13 23 33 43 53

12 03 13 23 33 43 53

13 03 13 23 33 43 53

14 03 13 23 33 43 53

15 03 13 23 33 43 53

16 03 13 23 33 43 53

17 03 13 23 33 43 53

18 03 13 25 40 55

19 10 25 40 55

20 10 25 40 55

21 10 30 50

22 10 30

23 00 30

4 34 50

5 10 30 50

6 10 30 40 55

7 10 25 40 55

8 10 25 40 48 55

9 05 15 25 35 45 55

10 05 15 25 35 45 55

11 05 15 25 35 45 55

12 05 15 25 35 45 55

13 05 15 25 35 45 55

14 05 15 25 35 45 55

15 05 15 25 35 45 55

16 05 15 25 35 45 55

17 05 15 25 40 55

18 10 25 40 55

19 10 25 40 55

20 10 25 40 55

21 10 30 50

22 10 30

23 00 30

4 46

5 16 30 50

6 00 20 40

7 00 20 40

8 00 20 40 55

9 10 25 40 55

10 10 25 40 55

11 10 25 40 55

12 10 25 40 55

13 10 25 40 55

14 10 25 40 55

15 10 25 40 55

16 10 25 40 55

17 10 25 40 55

18 10 25 40 55

19 10 25 40 55

20 10 25 40 55

21 10 30 50

22 10 30

23 00 30

Normalfahrplan 08/09: gültig von 6. September 08 bis 10. Juli 09  (wird durch Ferienfahrpläne und Sonderfahrpläne unterbrochen)

VERBUND LINIEFahrplanauskunft: Mobil Zentral, 0316 / 82 06 06

www.verbundlinie.at

www.busbahnbim.at bietet Haltestellenfahrpläne 
für das Grazer ÖV-Netz zum Downloaden an.

http://www.graz.at/radkarte
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Mobilitätsinformation hilft:

• bestehende Informationsdefizite ab-
zubauen

• verzerrte Wahrnehmungen zu korri-
gieren

• neue Angebote bekannt zu machen

In unseren „Landkarten im Kopf“ werden oft 
weiter entfernte Ziele stärker eingezeichnet 
als Ziele in der nahen Umgebung, dies ist auf 
Werbereize z. B. von Shoppingcentern zu-
rückzuführen, entstand aber auch dadurch, 
dass die Autonutzung zur Norm wurde. 
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Folgende Informationskanäle sind denkbar: 

• Siedlungsbezogene Webseite mit:

– E-Mail-Listen / Foren zur gegenseiti-
gen Absprache der BewohnerInnen 
(Organisation von Einkäufen, Schul-/ 
Kindergartenwegen,  Mitfahrgemein-
schaften, Empfang von Paketen / Sen-
dungen, Ablesen der Heizung, etc.)

– nachhaltige Mobilitätsinformationen 
(Rad-/ÖV-Karten, Distanzen zur nächs-
ten Haltestelle mit Echtzeitinformatio-
nen, zu Händlern, Verkaufsstellen und 
Freizeitaktivitäten,  Car Sharing,  etc.)

– Lieferdienste (wie z. B. Veloblitz), Ein-
kaufs-/Freizeitmöglichkeiten im di-
rekten Umfeld mit Zugang zu allen 
Daten nur für die BewohnerInnen; 
grundlegende Informationen zur Er-
reichbarkeit für alle, aber insbeson-
dere für Gäste

– mobilitätsersetzende Dienste oder 
Wegstreckenverkürzungen durch die 
Vermittlung von Dienstleistungen / 
ehrenamtlichen Diensten wie Baby-
sitten, Nachhilfe, kleine Hilfsdienste 
in der Umgebung

• Info-Paket für Verkaufs-/Vermietungsge-
spräche von Wohnungen (nächste Hal-
testelle; Radrouten-Anschlüsse; Informa-
tionen, wie schnell die wichtigsten Ziele 
mit Rad, Bus und Straßenbahn erreich-
bar sind) 

• Welcome-Package für ZuzieherInnen mit 
Informationen zu ÖV, Rad, Car Sharing, 
Taxi und Lieferservices, das auch Gut-

scheine wie ÖV-Zeitkarten, Rad-War-
tungsscheck oder Gutscheine für einen 
Nahversorger/ein Nahrestaurant bein-
halten kann

• Angebote von Mobilitätsinformationen 
zum Standort im Hauseingangsbereich: 

– Umgebungsplan mit wichtigen Zie-
len unter Angabe von Fuß-/Radver-
bindungen (in Minuten)

– Wichtige Telefonnummern, E-Mail- 
und Webadressen zu ÖV und Radver-
kehr (Mobil Zentral, Verkehrsverbund, 
ÖBB und nächste Fahrradwerkstätte / 
nächster Fahrradhändler)

• Haushaltsinformationen (z. B. Abfahrts-
pläne der nächsten Straßenbahn-/Bus-
Haltestelle), die über die Hausverwaltung 
versendet oder über einen Prospektdienst 
verteilt werden

• Adressen, Telefonnummern, E-Mails von 
Mobilitätsinformationsanbietern (auch 
als Aufkleber oder in Visitkartenformat) 

In der Grazer Mobilitätszentrale „Mobil Zentral“ 
gibt es persönliche und telefonische verkehrsmit-
telübergreifende Auskünfte (zum Ortstarif).
Telefon: 050/67 89 10, Graz – Jakoministraße 1.

Fo
to

: F
G

M



14 LEITFADEN MOBILITÄT FÜR BAUVORHABEN

Literatur-  und  Linkliste

ARGE fahrradfreundliche Städte NRW:
Nahmobilität konkret. Köln 2008 

Bodingbauer, Elke; Eisenbeutel, Monika; 
Rauh, Wolfgang; Wehap, Wolfgang: 
Wege zum autofreien Wohnen (Wissen-
schaft und Verkehr 1995, 4). Wien 1995

Christ, Wolfgang; Loose, Willi:  
Städtebauliche und ökologische Qualitäten 
autofreier und autoarmer Stadtquartiere. 
Weimar / Freiburg 2001

Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung des Landes NRW et al. (Hrsg.): 
– Mieterticket & Co. Erfolgsfaktoren sied-

lungsbezogener Mobilitätsdienstleistun-
gen. ILS Schriften 191. Dortmund 2003

– Planung und Realisierung autoarmer 
Stadtquartiere: Anforderungen – Kon-
zepte – Chancen der Umsetzung. ILS 
Schriften 108. Dortmund 1997

Knoflacher, Hermann: 
Zur Harmonie von Stadt und Verkehr. Freiheit 
vom Zwang zum Autofahren. Wien 1996

Meschik, Michael: 
Planungshandbuch Radverkehr. Wien 2008

Posch, Karl-Heinz; Pilz, Thomas: 
Mobilitätsleitfaden für „Aspern - Die See-
stadt Wiens“. Graz 2009

Sigrist, Daniel; Rothenbühler, Michael:
Veloparkierung. Empfehlungen zu Planung, 
Realisierung und Betrieb. Bern 2008

RVS - Richtlinien und Vorschriften für das 
Straßenwesen:
03.02.12 Fußverkehr (August 2004)
03.06.14 Radverkehr (Juni 2008)
03.07.11 Organisation und Anzahl der Stell-
plätze für den Individualverkehr (Mai 2008)
http://www.fsv.at

Rechtsinformationssystem: 
www.ris.bka.gv.at

Auskunft zum Öffentlichen Verkehr: 
www.busbahnbim.at

Grazer Radverkehrskarte:
www.graz.at/radkarte

Information für RadfahrerInnen und Fuß-
gängerInnen in Graz:
www.graz.at/rad

Steirische Radverkehrsinformationen:
www.radlandsteiermark.at

Mobilität und Wohnen - Beispiel Graz:
promotion-alphawolf.at

Autofreies Wohnen Wien:
www.gewog-wohnen.at/content/down-
load/af_broschure.pdf

Deutsches Portal  
zu Mobilität und Wohnen:
www.wohnen-plus-mobilitaet.nrw.de

Deutsches Portal zu Radverkehr:
www.nationaler-radverkehrsplan.de

Schweizer Plattform  
für zukunftsorientierte Mobilität:
www.mobilservice.ch

Webseiten zu Mobilität und Wohnen (EN):
www.add-home.eu
iee-promotion.eu

Europäisches Stadtverkehrsportal ELTIS: 
eltis.org

Programmmanagement klima:aktiv mobil 
„Mobilitätsmanagement für BauträgerIn-
nen, ImmobilienentwicklerInnen und In-
vestorInnen“:
http://www.mobilitaetsmanagement.at
http://www.klimaaktivmobil.at
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Kontakte

Stadt Graz: Stadt- und Verkehrsplanung; Objektbezogene Verfahren

Webseite: www.graz.at

Adresse:    Bauamtsgebäude, Bahnhofcenter, Europaplatz 20, 8011 Graz

Stadtplanungsamt: 

Aufgabenbereiche (Auswahl):
– Stadtentwicklungskonzept; generelle 

Themen der Stadtentwicklung
– Flächenwidmungsplan; Bebauungspla-

nung; Festlegung der Verkehrsflächen 
- Straßenregulierungsplanung

– Gestaltung des öffentlichen Raums 
(Straßen und Plätze)

– Gutachtertätigkeit in Verfahren nach 
dem Stmk. Baugesetz

Kontakt:
Tel.:  +43/316/872-4701; Fax-DW: -4709 
E-mail: stadtplanungsamt@stadt.graz.at

Bau- und Anlagenbehörde: 

Aufgabenbereiche (Auswahl):
– Bauverfahren nach dem Baugesetz; 

Betriebsanlagenverfahren nach der 
Gewerbeordnung 

– Verfahren nach dem Landesstraßenver-
waltungsgesetz und der Straßenver-
kehrsordnung

– Bausachverständigentätigkeit in Bau-
verfahren;	Überwachung	von	Bau-	und	
Betriebsanlagen

Kontakt:
Tel.:  +43/316/872-5001; Fax-DW: -5009 
E-mail: bab@stadt.graz.at

Abteilung für Verkehrsplanung: 

Aufgabenbereiche (Auswahl):
– verkehrsmittelübergreifende Konzept-

planung;  Detailplanung für den Fuß- 
und Radverkehr, motorisierten Indivi-
dual- und Öffentlichen Verkehr und  
den ruhenden Verkehr

– Planungen von Verkehrsinfrastruktur 
und gemeinschaftlichen ÖV-Dienstleis-
tungen in der Stadt Graz

Kontakt:
Tel.:  +43/316/872-2881; Fax-DW: -2889 
E-mail: verkehrsplanung@stadt.graz.at

Staßenamt: 

Aufgabenbereiche:
– Angelegenheiten des Straßen- und 

Wasserrechtes einschließlich der Stra-
ßenverwaltung

Kontakt:
Tel.:  +43/316/872-3601; Fax-DW: -3609 
E-mail: strassenamt@stadt.graz.at

Stadtbaudirektion: 

Aufgabenbereiche (Auswahl):
–  Leitung des Stadtbauamtes
–  Planung und Abwicklung übergeordne-

ter Großprojekte bzw. EU-Projekte 
Kontakt:

Tel: +43/316/872-3500; Fax-DW: -3509 
E-Mail: stadtbaudirektion@stadt.graz.at

Land Steiermark, Baubezirksleitung Graz-Umgebung

Adresse:   Bahnhofgürtel 77, 8020 Graz
Kontakt:

Tel.:  +43/316/877-5131; Fax-DW: -5160 
E-mail: bblgu@stmk.gv.at
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